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Anwälte zur Anklage der Bundesanwaltschaft gegen A. Klump wegen Mitgliedschaft in der RAF 


Andrea Klump wehrt sich gegen die Anklage 


der BAW 


Frau Klump wurde am 15.9.1999 in Wien 
festgenommen und am 23.12.1999 aufgrund 
eines Haftbefehls aus dem Jahr 1992 von 
Österreich an die Bundesrepublik Deutsch- 
land ausgeliefert. 

Die am 2.6.2000 vom Generalbundesan- 
walt erhobene Anklage wirft Andrea Klump 
vor, von 1984 bis 1998 der RAF als Mitglied 
angehört zu haben und im Jahr 1988 an ei- 
nem versuchten Sprengstoffanschlag in Ro- 
ta / Spanien beteiligt gewesen zu sein. 

Andrea Klump hatsich jetzt gegenüber dem 
Oberlandesgericht Stuttgart, das über die Zu- 
lassung der anklage der Bundesanwaltschaft 
zu entscheiden hat, geäußert und bestreitet, 
jemals Mitglied der RAF gewesen zu sein. 

Den deutschen Strafverfolgungsbehörden 
ist das seit Jahren bekannt. Selbst als sie 
1984/1985 zusammen mit anderen öffentlich 
zur Fahndung ausgeschrieben wurde, gab es 
beim Bundeskriminalamt Zweifel darüber, ob 
die Verdachtsmomente tatsächlich für eine 
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Fahndung ausreichen. Daran hat sich im 
Grunde bis heute nichts geändert. 

Auch das Bundesamt für Verfassungs- 
schutz geht seit mindestens 1996 davon aus, 
dass eine Gruppe von Personen, die Mitte der 
80er-Jahre als angebliche RAF-Mitglieder 
auf den Fahndungsplakaten aufgetaucht 
sind, zu denen auch Andrea Klump gehört, 
tatsächlich niemals der RAF angehört haben. 

Andrea Klump ist Anfang 1987 in den Li- 
banon ausgereist und war bis zu ihrer Aus- 
lieferung an die Bundesrepublik Deutschland 


Rote- Hilfe- Broschüren beschlagnahmt 


Wie der Bundesvorstand der Roten Hilfe e vV: . seit über 20 Jahreni in bundesdeutschen Knä- 
erst heute erfahren hat, wurde am Samstag, 
den 9. September, eine unbekannte Anzahl ` 
Broschüren der Roten Hilfe e.V. mit dem Ti 


. schwer krank. Um die Freilassungsforderung 


tel „Freilassung der politischen Gefangenen 


‚aus der RAF - eine Dokumentation der Ro- 
ten. Hilfe . „von der Bonner Polizei beschla- 
gnahmt. Als Grund wurde angegeben, dass 
auf der Titelseite der Broschüre das RAF- 

‚Symbol dokumentiert ist. Die Beschlagnah- 
me fand statt im Rahmen eines Informati- 
onsständes mit dem Motto „Weiße Folter, To- 
te Trakte - Die Türkei auf dem Weg in die _ 
EUS Dieser Informationsstand wurde durch- 
geführt von dem Kulturverein Mozaik in Zu- > 


sammenarbeit mit der Roten Hilfe eV, Li-- schieden zurück und fordert die sofortige 


Herausgabe der . .beschlagnahmten Bro- 


bertad! (Bonn) und der Linken Liste. 


‚Die Broschüre der Roten Hilfe ist eine Do- . 
kumentation, d die das Ziel er über die 
- darüber informieren. o 
Rote Hilfe e.V. Bundesvorstand, Ä Rae. Ha- 
so, rn des Bundesvorstands o 


nie wieder in der BRD: 


Trotzdem präsentierte die Bundesanwalt- 
schaft 1992 eine angeblichen Kronzeugen, 
den psychisch kranken früheren Verfas- 
sungsschutzspitzel S. Nonne, mit dem die Be- 
teiligung von Andrea Klump und Christoph 
Seidler an dem Sprengstoffanschlag auf den 
Vorstandsvorsitzenden der Deutschen Bank 
Dr. Alfred Herrhausen im Jahr 1989 behaup- 
tet wurde. Dies, obwohl Nonnen bereits zu 
diesem Zeitpunkt von seinem früheren Ar- 
beitgeber, dem Hessischen Landesamt m 


sten und haben alle Formen der Einzel- und 


| Gruppenisolation durchlaufen. Auch ‚auf 
‚Grund dieser. Haftbedingungen sind alle 


zu unterstützen. und um interessierte Men- 


schen zu informieren, wurde diese. Doku- 
_ mentation erstellt. Auch heute noch - mehr 
_ alszwei Jahre nach der Auflösungserklärung 
‚der RAF - ist es den ‚Repressionsorganen in 
diesem Land ein Dorn im Auge, dass sich 
_ Menschen für die längst überfällige Freilas- 


sung der letzten 6 Gefangenen aus der RAF 


einsetzen. Der Bundesvorstand weißt diesen 


Angriff gegen die Meinungsfreiheit ent- 


schüren. Sobald ı uns konkretere Informatio- 
nen vorliegen, werden v wir ir die Öffentlichkeit 


Verfassungsschutz, als absolut unglaubwür- 
dig bezeichnet wurde und er bezüglich einer 
anderen von ihm präsentierten Geschichte, 
der angeblichen Ermordung eines Verfas- 
sungsschutzspitzels in seinem Beisein, nach- 
weislich die Unwahrheit gesagt hat. Gestützt 
werden sollte diese Aussage mit angeblichen 
Sprengstoffspuren aus dem Keller von Non- 
ne, die bei näherem Besehen gar keine Wa- 
ren und eine Zuordnung zu dem Attentat auf 
Dr. Herrhausen nicht belegen können. Mit 
dieser Beweislage wurden Andrea Klump und 
Christoph Seidler 1992 zu den führenden 
Köpfen der RAF ausgerufen. 

Auch nachdem Christoph Seidler im Jahr 
1996 nach Deutschland zurückgekehrt war 
und beweisen konnte, dass er sich zum frag- 
lichen Zeitpunkt nicht in Deutschland auf- 
gehalten hatte, und der Ermittlungsrichter 
beim Bundesgerichtshof deshalb den Haftbe- 
fehl gegen ihn aufgehoben hatte, hielt die 
Bundesanwaltschaft ihren Vorwurf gegen 
Christoph Seidler und Andrea Klump auf- 
recht. 

Ein aufDrängen der Verteidigung von Chri- 
stoph Seidler schließlich in Auftrag gegebe- 
nes Sachverständigengutachten des Psychia- 
ters Prof. Dr. Leygraf bestätigte im Jahr 1999, 
dass die Aussagen des Zeugen Nonne frei er- 
funden waren. 

In Kenntnis dieses Sachverhaltes bean- 
tragte die Bundesanwaltschaft Ende des Jah- 
res 1999 bei den österreichischen Behörden 


die Auslieferung von Andrea Klump, gestützt 
auf den Haftbefehl wegen dem Mord an Dr. 
Herrhausen. Trotz dieser Erkenntnisse bean- 
tragte die Bundesanwaltschaft nicht die not- 
wendige Abänderung des Haftbefehls gegen 
Andrea Klump, sondern behauptete sogar n 
ihrem Auslieferungsantrag Ende 1999 an die 
österreichischen Behörden bewusst wahr- 
heitswidrig, Andrea Klump habe an dem An- 
schlag an Dr. Herrhausen mitgewirkt. Un- 
mittelbar nach der erfolgten Auslieferung 
von Österreich an die BRD am 23.12.1999 be- 
antragte die Bundesanwaltschaft beim Er- 
mittlungsrichter des Bundesgerichtshofes bei 
gleicher Sachlage die Aufhebung des Haft- 
befehls bezüglich des Vorwurfs Beteiligung 
am Mord an Dr. Herrhausen, da insoweit kein 
dringender Tatverdacht „mehr“ bestehe. 

Anstatt das Verfahren aber nun konse- 
quenterweise einzustellen, wird das Verfah- 
ren zu dem Komplex „Herrhausen“ abge- 
trennt und weitergeführt, obwohl eine Tat- 
beteiligung von Andrea Klump und Christoph 
Seidler inzwischen zweifelsfrei ausgeschlos- 
sen werden kann. 

Der damit verfolgte Zweck liegt auf der 
Hand: Ein im Hintergrund weiter schwelen- 
des Verfahren lässt sich bei Bedarf jederzeit 
als Drohung mit einer weiteren Anklageer- 
hebung einsetzen. 

Auch der Versuch, die Mitgliedschaft von 
Andrea Klump in der RAF mit einer angeb- 
lichen Beteiligung an einem versuchten 


Bundesrepublik exportiert Isolationshaft an die Türkei 


Der fast perfekte Mord 


Eine türkische Regierungsdelegation besuch- 
te 1990 die BRD, um sich Anregungen für die 
Umstrukturierung des Gefängnissystems der 
Türkei zu holen. Diese Reform, die Anpas- 
sung an den sogenannten ‚europäischen 
Standard‘, sollte ein weiterer Schritt in Rich- 
tung EU-Mitgliedschaft sein. Die blutige Fol- 
ter in den türkischen Knästen war von den 
europäischen Regierungen immer wieder als 
Menschenrechtsverletzungen angeprangert 
und unter anderem als Legitimation benutzt 
worden, der Türkei den ersehnten EU-Beitritt 
zu verwehren. Deshalb brauchte das Regime 
in Ankara eine ‚saubere‘ Lösung. Die Hoch- 
sicherheitstrakte in der BRD mit Isolations- 
flügeln und Einzelhaftzellen à la Stammheim 
hatten sich hier in den 70er-Jahren bestens 
bewährt. Und auch schon Spanien hatte un- 
ter anderem die Übernahme dieses Systems 
Ende der 80er-Jahre den Weg in die EU ge- 
ebnet. 

Also schickte Ankara ‘90 besagte Abord- 
nung in die BRD, mit der Bitte an die deut- 
sche Regierung, über den „europäischen 
Standard im modernen Strafvollzug“ infor- 
miert zu werden. 

Wie schon so oft, konnte sich das türkische 
Regime auf die deutschen Waffenbrüder ver- 
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lassen, so dass die Liste der Exportschlager 
der BRD an die Türkei neben Rüstungsgü- 
tern, Ausbildung von Militärs und Gendar- 
merie um die Ausführung der Isolationshaft 
erweitert werden kann. Ausgerechnet Stutt- 
gart-Stammheim, der wie kein anderer Knast 
für Isolationshaft, für die gezielte Zerstörung 
der Persönlichkeit, die sogenannte weiße Fol- 
ter, steht, wurde ihnen als nachahmenswer- 
tes Modell empfohlen. Das wurde von den 
Regierenden des Bosporusstaates dankbar 
aufgegriffen und die Idee der Umwandlung 
der Kollektivunterbringung in ein Kleinzel- 
lensystem, den sogenannten F-Typ-Gefäng- 
nissen, entstand. Statt wie bisher gruppen- 
weise - und nach ihrer Organisationszu- 
gehörigkeit - in Großraumzellen, sollen die 
Gefangenen jetzt vorwiegend in drei bis sechs 
Bettzellen untergebracht werden. Außerdem 
auch in Einzel- und Zweierzellen. Die ersten 
dieser F-Typ-Knäste sind inzwischen bereits 
in Betrieb, z. B. Kartal in Istanbul. Andere - 
wie das Sincan-Gefängnis in Ankara - be- 
finden sich derzeit im Bau, sie können und 
sollen in Kürze in Betrieb genommen wer- 
den. Anfang Januar 2000 kündigte das Ju- 
stizministerium in Ankara die baldige Verle- 
gung tausender politischer Gefangener in die 


Sprengstoffanschlag in Spanien im Jahr 1988 
zu begründen, beruht letztlich nur auf der mit 
nichts zu beweisenden Unterstellungen, es 
habe sich um einen Anschlag der RAF ge- 
handelt, was sich wiederum aus der behaup- 
teten angeblichen Beteiligung von Andrea 
Klump ergeben soll. 

Es darf jedoch nicht sein, dass Andrea 
Klump für Fahndungsschlappen und Misser- 
folge der Strafverfolgungsbehörden büßen 
müssen. Die Anklage und erstrebte Verurtei- 
lung von Andrea Klump wegen Mitglied- 
schaft in der RAF soll vertuschen, dass Bun- 
deskriminalamt und Bundesanwaltschaft 15 
Jahre lang die falschen Personen als RAF- 
Mitglieder gesucht haben und damit offen 
würde, dass sie seit Mitte der 80er-Jahre we- 
der wissen, wer der RAF angehört, noch wer 
die ihr zugerechneten Anschläge begangen 
hat. Seit 1986 wurde eine einzige Person, Bir- 
git Hogefeld, als Mitglied der RAF festge- 
nommen und verurteilt. 

Um das Fahndungsdesaster nicht offen 
werden zu lassen, besteht also ein hoher Ver- 
urteillungsdruck bezüglich Andrea Klump. 

Ob ihr ein faires Verfahren zuteil werden 
kann, wird daher auch daran liegen, inwie- 
weit eine Kontrolle der Öffentlichkeit, d.h. 
auch der Presse stattfinden wird. 


Für die Verteidigung von Andrea Klump 
Wolfgang Kronauer, Rechtsanwalt, 
4.9.2000 


neuen Knäste an. 

Dagegen hat sich breiter Widerstand for- 
miert. Die politischen Gefangenen protestie- 
ren mit Hungerstreiks, ihre Angehörigen de- 
monstrieren und werden beim Justizminister 
Hikmet Sami Türk vorstellig. Während in den 
vergangenen Jahren in den Medien versucht 
wurde, der Bevölkerung das neue Modell als 
komfortabel und gesellschaftlichen Fort- 
schritt schmackhaft zu machen, mehren sich 
jetzt auch dort die Stimmen gegen das Klein- 
zellensystem. Jeden Tag ist in den Printme- 
dien über Protestaktionen von Gewerk- 
schaftsgruppen, Frauenorganisationen und 
Studentinnenverbänden zu lesen, kein Fern- 
sehsender, der ohne Diskussionsrunden zum 
Thema F-Typ-Gefängnisse auskommt. Selbst 
islamische Organisationen wie die IBDA-C, 
eine Abspaltung der Hizbullah, die sich nicht 
vom türkischen Staat als Todesschwadronen 
gegen die PKK und Oppositionellle hat funk- 
tionalisieren lassen, mobilisiert gegen die F- 
Typ-Gefängnisse. Prominente und Intellek- 
tuelle haben sich dagegen ausgesprochen. 
Ebenso Berufsverbände, beispielsweise die 
Anwaltskammern, die Ärztekammern, der 
Psychologenverband und der Verband der In- 
genieure. All diese Organisationen haben in- 


zwischen Anti-Isolationshaft-Kommissio- 
nen, die gemeinsam mit der zuständigen Sek- 
tion des türkischen Menschenrechtsvereins 
IHD wissenschaftliche Forschung zu dem 
Thema ‚Isolationshaft‘ betreiben. Sie alle 
warnen vor den medizinischen und psycho- 
logischen Folgen, die von den politischen Ge- 
fangenen in der BRD aus den 70er Jahren be- 
kannt sind. 

In der Sonderausgabe „Kein Stammheim 
am Bosporus“ der Libertad!-Zeitung ‚So oder 
So’ wird auf diese Erfahrungen hingewiesen: 
„Kennzeichnend für Isolationshaft in den 
70ern in den Hochsicherheitstrakten der 
deutschen Gefängnisse waren ständige Be- 
leuchtung, fast völlige Stille, weiße 
Einrichtung und Wände, vollstän- : 
dige Überwachung, Kommunikati- . 
onsverbot und Besuchsüberwa- 
chung.“ Die Folgen dieser Art der 
Gefangenschaft werden in derPsy- 
chiatrie als ‚sensorische Deprivati- 
on‘ bezeichnet und wurden von 
Sjen Teuns, Facharzt für Psychia- 
trie, ‘73 wie folgt beschrieben: 
„Unter sensorischer Deprivation 
verstehen wir die drastische Ein- 
schränkung - Deprivation - der 
sinnlichen Wahrnehmung - des 
Sensoriums - also Isolation durch 
Aushungerung der Seh-, Hör-, 
Riech-, Geschmacks- und Tastor- 
gane. Zugleich die menschlichste 
und unmenschlichste Methode der 
verzögerten Auslöschung von Le- 
ben. Der sprichwörtlich ‚perfekte 
Mord‘, für den keiner - oder alle, 
außer den Opfern - verantwortlich 
ist.“ 


„Du fühlst Dich, als könntest Du jeden 
Moment getötet werden“ 


Diese Erfahrung machten inzwischen auch 
politische Gefangene in Kartal: Einzelzellen, 
24h Einschluss, kein Tageslicht, kein Kontakt 
zu Mitgefangenen. Die Folge, so Osman Zor 
nach sechsmonatiger Isohaft zu seinem An- 
walt: „Deine Geschmacksnerven, das Rie- 
chen, Hören, Fühlen und Sehen verflüchti- 
gen sich. Die Isolation nimmt einer Person je- 
des Gefühl der persönlichen Sicherheit. Du 
fühlst Dich, als könntest Du jeden Moment 
getötet werden.“ 

Der Journalist Ragap Zarakolu beschreibt 
in der Zeitung Özgürlük (Freiheit) die Folgen 
für die Gefangenen: „Bei der Isolation ist die 
Psyche das Angriffsziel, bei der Hinrichtung 
der Körper.“ Die Isolation sei eine Hinrich- 
tung auf Raten, so Zarakolu weiter. „Das ei- 
gentliche Ziel ist die Schaffung einer Per- 
sönlichkeitsstruktur, die sich völlig der Au- 
torität ergibt und beliebig beeinflussbar ist, 
die Gefangenen zur Akzeptanz aller Befehle 
bringen, indem sie quasi zu Robotern ge- 
macht werden.“ 

Diesen Eindruck gewann auch die Anwäl- 


tin und Vorsitzende des Istanbuler IHD, Eren 
Keskin, nach einem Besuch eines Mandanten 
im F-Typ-Gefängnis Kartal. Die Gefangenen 
würden zunächst einmal eine Woche lang al- 
lein in einer Doppelzelle eingesperrt, so die 
Juristin: „Es entsteht der Eindruck, dass bei 
den Gefangenen ihre Persönlichkeit unter- 
sucht wird, indem sie mit plötzlichen Befeh- 
len konfrontiert und zum Gehorsam ge- 
zwungen werden sollen. Wenn der Gefange- 
ne in der ersten Woche Gehorsam zeigt, läs- 
st sich abmessen, wie er sich in Zukunft an- 
deren Forderungen gegenüber verhalten 
wird.“ Anschließend würden sie in zwei bis 
acht Personenzellen untergebracht. Außer 


den Zellengenossinnen gebe es wenig Kon- 
taktmöglichkeiten zu anderen Gefangenen, 
auch nicht beim Hofgang. 

Dabei ist gerade das Kollektivsystem, das 
sich vor allem die politischen Gefangenen ge- 
schaffen haben, wichtig in den türkischen 
Knästen. Die gemeinsame Organisation des 
alltäglichen wie politischen Lebens sichert 
vielen von ihnen das nackte Überleben. Fol- 
ter und Repression gehören zum Knastalltag 
in der Türkei und in Kurdistan: Nächtliche 
Razzien, körperliche Angriffe, sexuelle Be- 
schimpfungen und Gewalt, vor allem - aber 
nicht nur - für die weiblichen Gefangenen, 
mangelnde Hygiene, unzureichende oder gar 
keine medizinische Versorgung. Viele er- 
krankte Häftlinge weigern sich, in ein Kran- 
kenhaus gebracht zu werden, da sie auf dem 
Transport gefoltert, in der Klinik jedoch nicht 
ärztlich behandelt würden. 

Die Kollektive sind minimaler Schutz für 
Leben und Gesundheit der Gefangenen. „Ge- 
meinsam können sie sich gegen Überfälle 
durch Sicherheitskräfte zur Wehr setzen und 
die aus der Folter kommenden Häftlinge be- 
treuen“, heißt es in der Broschüre „Es ist ei- 
ne Sache der ganzen Gesellschaft - über das 
Gefängnissystem in der Türkei und Nord- 


west-Kurdistan“ der Informationsstelle Kur- 
distan (ISKU). „Die Kollektive sind wichtig 
für die Erhaltung des sozialen und politischen 
Lebens. Kulturelle Veranstaltungen gehören 
ebenso zum Alltag wie Sport oder politischer 
Unterricht.“ 

Die Kollektive bieten jedoch nicht nur 
Schutz vor den Folterern, sie sind die Basis 
für den Protest im Knast, deshalb sollen sie 
zerschlagen werden. Die Einführung des 
Kleingruppensystem mit jeweils drei oder vier 
Gefangenen würde dem Widerstand einen 
empfindlichen Schlag versetzen. Die Traditi- 
on der Knastaufstände ist eng verknüpft mit 
der Geschichte des Widerstandes gegen das 
türkische Regime seit dem 
Militärputsch vom 12. Sep- 
tember ‘80. 

Der ehemalige Bürger- 
meister Diyarbakirs Mehdi 
Zana schätzt in seinem 
Buch „Hölle Nr.5“, eine 
: biographische Aufarbei- 
; tung seiner Knasterfahrun- 
gen Anfang der 80er im Ge- 
; fängnis von Diyarbakir, die 
| politische Situation vor 
dem Putsch folgender- 
maßen ein: Die „bornierten 
‚ Auseinandersetzungen“ 
der verschiedenen politi- 
; schen Fraktionen in den 
: 7er-Jahren hätten zu 
„Zersplitterung“ geführt, 
die „ausschließlich dem Fa- 
schismus“ zu Gute gekom- 
men seien, schätzt. Das ha- 
be die Entwicklung begün- 
stigt, die Zana als „Fa- 
schismus vom 12. Septem- 

ber‘ beschreibt. Das türki- 
sche Regime tat damals das, was faschisti- 
sche Befehlshaber überall auf der Welt als er- 
stes tun, wenn sie an die Macht kommen: Die 
Opposition wurde zerschlagen. Parteien und 
Gewerkschaften verboten, Oppositionelle in- 
haftiert oder gleich umgebracht. „Nach dem 
Putsch der Militärs, als zunächst 650.000 
Menschen aus politischen Gründen verhaftet 
und gegen 210.000 von ihnen Anklage erho- 
ben wurde, kam es zu 65.000 Verurteilungen, 
darunter zu über 500 Todesurteilen, von de- 
nen 50 vollstreckt wurden“, schreibt der 
Hamburger Journalist Gerd Schumann in sei- 
nem Vorwort zu Zanas Buch. Infolge der Mas- 
senverhaftungen und -verurteilungen seien 
15.000 Personen die Staatsbürgerschaft ab- 
erkannt, 388.000 der Pass abgenommen wor- 
den. Die Folge davon, so Schumann: „Ge- 
samtgesellschaftlich zunächst neurotische 
Angstzustände und apathische Lähmungen.“ 

Das Machtstreben der Putschisten war ge- 
paart mit dem staatlichen Rassismus nach Art 
Mustafa Kemals (Atatürk), der die Türkei seit 
ihrer Gründung 1923 prägte. Kemal ließ An- 
fang der 30er-Jahre ‚wissenschaftlich‘ be- 
weisen, dass „die Türken von den grauen 
Wölfen der Ergenekontales in Zentralasien 
abstammen und der arischen Rasse angehör- 
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ten.“ Folglich sei es „ein Glück, sich Türke 
nennen zu dürfen.“ Aufgrund dieser rassisti- 
schen Theorie versuchte Atatürk, eine „ein- 
heitliche und unteilbare Nation“ zu bilden. 
Offiziell gab es in dem Vielvölkerstaat nur 
noch ‚Türken‘ und keine anderen ethnischen 
Gruppen mehr. In dem Putsch fand der ke- 
malistische Rassismus seinen Höhepunkt und 
die systematische Vernichtung des kurdi- 
schen Volkes und anderer ethnischer Min- 
derheiten begann. 


Der Kampf der Gefangenen ermutigt 
den Widerstand gegen das Regime 


Nach dem 12. September ‘80 seien die poli- 
tischen Gefangenen gezwungen gewesen, 
Lehren aus den alten Fehlern zu ziehen und 
unabhängig von politischen Differenzen ei- 
ne gemeinsame (Überlebens-)Strategie zu 
entwickeln, so Zana. „In den Knästen einig- 
ten wir uns, systematisch und geplant vor- 
zugehen, und erzielten Erfolge im Wider- 
stand. Nunmehr entstand ein neues Selbst- 
bewusstsein.“ 

Die Aktionen der politischen Gefangenen 
sind seitdem wesentlicher Bestandteil der po- 
litischen Auseinandersetzungen, Knast- 
kämpfe waren und sind oft Motor der Mas- 
senproteste, zumal die Führungskader aller 
linken Parteien, Organisationen und Ge- 
werkschaften inhaftiert waren. Sie gaben - 
ebenso wie der Beginn des bewaffneten Wi- 
derstandes der PKK am 15. August '84 - „den 
Hauptanstoß für die rasante Entwicklung des 
wachsenden Selbstbewusstseins“ nach dem 
Putsch. Angehörige wurden mobilisiert und 
politisiert. Im Laufe der Jahre wurde das po- 
litische Leben reorganisiert, Parteien, Orga- 
nisationen und Gewerkschaften entstanden 
wieder neu. 

Schon ‘81 kam es in Diyarbakir zu den er- 


sten Hungerstreiks. Dort waren die Gefange- 
nen unbeschreiblichem Terror ausgesetzt, 
den Mehdi Zana in seinem Buch so an- 
schaulich schildert, dass sich einem selbst 
beim Lesen der Magen umdreht. Dennoch: 
„Die ungezählten Erniedrigungen, mit denen 
die Persönlichkeit der Gefangenen gebrochen 
und zerstört werden sollte, nährten einen 
wachsenden Hass und Zorn“, beschreibt Za- 
na. „Der Terror selbst säte den Samen des Wi- 
derstandes. Schon die geringste Opposition 
wirkte als schallende 
Ohrfeige für die Peini- 
ger.“ Der Wille zum Wi- 
derstand sei ständig 
wach geblieben, so Zana 
„Anfangs flogen nur 
Fünkchen, aus denen 
schließlich Feuer wur- 
de.“ a 

Das erste Feuer legte 
Mazlum Dogan Newroz 
(21. März) ‘82 in seiner 
Zelle und erhängte sich 
anschließend aus Protest _ 
gegen die unmenschli- 
chen Haftbedingungen. 
Am 18. Mai ‘82 folgten 
drei weitere Gefangene 
seinem Beispiel, für den Protest gegen die un- 
menschliche Behandlung das eigene Leben 
zu opfern, und verbrannten sich selbst. An- 
dere wollten es ihnen wenig später gleich tun. 
Das führte unter den Gefangenen zu heftigen 
Diskussionen. „Kämpfen, ohne dabei ums Le- 
ben zu kommen, es sei denn, im Widerstand 
getötet werden“, war dann die Parole. Am 14. 
Juli begannen die Gefangenen dann trotz- 
dem ein Todesfasten, dem 4 Genossen zum 
Opfer fielen. Zahlreiche Hungerstreiks, denen 
sich Tausende drinnen und draußen an- 


Gefangenenkollektiv vor dem großen Todesfasten 1996 ... 


schlossen, folgten. Das Todesfasten ‘84 ko- 
stete zwei Menschenleben. Am 8. Februar ‘88 
traten 2.000 politische Gefangene in Diyar- 
bakir in den Hungerstreik. Spontan schlos- 
sen sich Gefangene aus anderen Knästen an. 
Das hatte eine mobilisierende Wirkung auch 
außerhalb der Knastmauern. Angehörige der 
Gefangenen traten in einen Solidaritäts- 
Hungerstreik. Einige zogen vor das Parlament 
in Ankara. Andere besetzten das Büro der So- 
zialdemokratischen Partei in Diyarbakir. In 


Ankara fand ein Menschenrechtskongress 
statt, an dem auch Angehörige und Anwäl- 
tinnen der Gefangenen teilnahmen. 

Das Regime kannte immer nur eine Ant- 
wort: Repressionen, Folter und Terror. Trotz- 
dem wurde der Widerstand immer stärker. Im 
türkischen Teil Kurdistans kam es Anfang der 
90er zu Volksaufständen, Serhildans. ‘93 gab 
es das erste einseitige Waffenstillstandsan- 
gebot der PKK. Doch statt daraufeinzugehen, 
verstärkte die Regierung wieder die Repres- 
sionen. Die Immunität kurdischer Parla- 


der DHKP-C 
findet kein Ende 


| Prozessbeginn im Verfahren 
-gegen Nuri Eryüksel 


Am 15. Oktober 1999 wurde Nuri Eryüksel auf 
Bitten Deutschlands von Seiten der Anti-Ter- 
. roreinheiten in Chur/Schweiz verhaftet. Dies 
_ wareine weitere Aktion der BRD im Kampf ge- 
gen die seit August 1998 für verboten erklär- 
_ te DHKP-C (Revolutionäre Volksbefreiungs- 
 partei-Front) und ihre AnhängerInnen. 


Während der Operation wurden von den An- 


ti-Terroreinheiten sämtliche Türen eingetreten 
. und sämtliche Personen brutal festgenommen. 


Aufgrund des Haftbefehls wird Nuri Eryüksel, 
_ dersehbehindert und aufeine Pflegeperson an- 
gewiesen ist, in Isolationshaft gehalten. 


Deutschland hat, wie sich herausgestellt hat, 


im Mai 99 gegen Nuri Eryüksel einen interna- 
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tionalen Haftbefehl erlassen. Nuri Eryüksel 
wurde seitdem von Interpol gesucht. 

Dies ist die bisher mit größtem Aufwand be- 
triebene und brutal durchgeführte Operation 
und zeigt den entschlossenen Willen Deutsch- 
land auf seinem Feldzug gegen die revolu- 
tionäre Befreiungsbewegung aus der Tür- 
kei/Nordkurdistan, die in ihrem eigenen Land 
schon den größten staatlichen Repressionen 
und Verfolgungen ausgesetzt ist. Seit 1997 
geht nun auch die BRD mit der Waffe des §129a 
gegen die DHKP-C vor. 


Wer ist Nuri Eryüksel? 


Nuri Eryüksel lebt seit 1993 als Asylsuchen- 
der in Deutschland. Zwei Tage nach seiner 
Festnahme in der Schweiz hat die BRD seine 
Auslieferung beantragt. Nuri Eryüksel wird be- 
schuldigt, leitender Verantwortlicher der 
DHKP-C in Deutschland zu sein, er soll gemäß 
§129a verurteilt werden. Eryüksel wurde in sei- 
nen Jugendjahren 1980 bei den durch die Mi- 
litärjunta eröffneten Massenprozessen im 
Hauptprozess gegen die Devrimci Sol (Revo- 
lutionäre Linke) zu 15 Jahren schwerer 
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Haftstrafe verurteilt. 1991 wurde er aus der 
Haft entlassen. 

Schon vor der Inhaftierung war er auf ei- 
nem Auge blind. Während der Gefangenschaft 
hat er aufgrund eines Angriffs durch einen im 
Gefängnis stationierten Soldaten sein restli- 
ches Augenlicht weitgehend eingebüßt. Er lei- 
det heute an Glaukom. Nach seiner Entlassung 
hat er eine gewisse Zeit seine politische Akti- 
vität im Bereich Kultur, Kunst und Musik fort- 
gesetzt, wurde allerdings immer wieder fest- 
genommen und starker physischer Folter aus- 
gesetzt. Als sein gesundheitlicher Zustand sich 
dadurch immer mehr verschlechterte und sei- 
ne politischen Aktivitäten erschwert waren, 
beantragte er 1993 Asyl in der BRD. Derzeit 
beträgt die Sehfähigkeit auf seinem im Ge- 
fängnis verletzten Auge 6%, ohne rechtzeiti- 
ge medizinische Maßnahmen wird sie sich je- 
doch weiter verschlechtern. Seine derzeitige 
Isolationshaft wird dies nur beschleunigen. 


Die internationalen Entwicklungen bei 
der politischen Verfolgung 


Seit Jahren wird in mehreren Ländern Euro- 


mentarierInnen, die den Verfassungseid um 
einen Zusatz in kurdischer Sprache ergänzt 
hatten, wurde aufgehoben, sie wurden ver- 
haftet, angeklagt und zu 15 Jahren Haft ver- 
urteilt. Unter ihnen Leyla Zana, deren Mann 
der ehemalige Bürgermeister Diyarbakirs, 
Mehdi Zana, ist. 

Angehörige von in Polizeigewahrsam Ver- 
schwunden fingen an, Öffentlichkeitswirk- 
sam nach ihren verschollenen Angehörigen 
zu suchen. Ab ‘94 trafen sie sich jeden Sams- 


tag in Istanbul vor dem Galatasaray-Gym- 
nasium zu einem sit-in‘ nach Vorbild der ar- 
gentinischen Madres de Plaza de Mayo. So 
wurden sie als ‚Istanbuler Samstagsmütter‘ 
weltweit bekannt. Als im Sommer ‘96 Tau- 
sende politische Gefangene in den Hunger- 
streik und anschließend in das Todesfasten 
traten, bei dem 12 GenossInnen zu Tode ka- 
men, wurden die Protestierenden von den 
Samstagsmüttern unterstützt. Mit Reisen 
durch Europa trugen die Frauen aus Istanbul 
dazu bei, den Widerstand gegen das türki- 


pas gegen die DHKP-C vorgegangen. Im Sep- 
tember 1997 wurden in der BRD drei Revo- 
lutionäre festgenommen, von denen Sera- 
fettin G. bezichtigt wurde, der Deutschland- 
verantwortliche der DHKP-C zu sein. 

Wie sich nach der Verhaftung Eryüksels 
herausstellte, hat die BRD der Schweiz ge- 
heimdienstliche Informationen über die Ak- 
tivitäten der DHKP-C in der Schweiz zuge- 
sandt. 

In den jährlichen „Terrorismusberichten” 
der USA steht sie seit Jahren auf der Ab- 
schussliste. Die Frage, die sich aufwirft, ist, 
ob das ehrgeizige Vorgehen der BRD von den 
USA gewünscht wird? Es sieht so aus, dass 
die USA, die ihre Führungsposition inner- 
halb der „Neuen Weltordnung“ zuletzt mit 
den Angriffen auf den Irak und die Balkan- 
Länder zeigte, die Säuberungsaktion ge- 
genüber ausländischen Befreiungsbewegun- 
gen in Europa von ihrem Partner, der BRD, 
erledigen lassen will. Aber auch die Herr- 
schenden in der BRD haben ihre eigenstän- 
digen Interessen, die sich durch die weiter- 
hin laufende Rüstungsgeschäfte mit der Tür- 
kei offenbaren. Genauso wie im Umgang mit 


sche Regime publik zu machen und Solida- 
rität zu organisieren. In verschiedenen Staa- 
ten in Europa, auch in der BRD, gab es Soli- 
daritätsaktionen. In Hamburg beispielsweise 
wurde ein Solidaritätskomitee mit den hun- 
gerstreikenden Gefangenen gegründet. Dar- 
aus sollte sich später das Komitee zur Unter- 
stützung der Samstagsmütter entwickeln, das 
lange Zeit Soliarbeit mit den Angehörigen der 
Verschwundenen und der Gefangenen leiste- 
te. Solche Komitees entstanden in mehreren 


Städten in der BRD und in anderen europäi- 
schen Staaten. 

Eines der bis heute erhaltenen Relikte aus 
den ersten Tagen nach dem Putsch im Sep- 
tember ‘80 sind die Staatssicherheitsgerichte 
(DGM), vor denen unter anderem politische 
Prozesse stattfinden. Ursprünglich reine Mi- 
litärgerichte, sind sie inzwischen mit zwei zi- 
vilen und einem Militärrichter besetzt. ‘98 
richteten die Gefangene ihren Widerstand 
gegen diese DGM's. Sie forderten die DGM’s 
außer Kraft zu setzen und rein zivile und un- 


der DHKP-C wurde und wird immer noch ge- | 
gen die PKK vorgegangen. |: 


Methoden der Kriminalisierung und 
politischen Verfolgung 


Die Waffe des $129a als staatliches Re- 
pressionsmittel wird mit den üblichen Mit- 
teln und Methoden auch gegen die Revolu- | 
tionäre und AnhängerInnen der DHKP-C an- 
gewandt. So startete der DHKP-C-Haupt- 
prozess im Mai 98 relativ „unspektakulär“ _ 
und wurde im weiteren Verlauf mit dem Or- 
ganisationsverbot, zwei Kronzeugen und ei- _ 
nem Urteil gekrönt, das die DHKP-C insge- 
samt, also ebenfalls ihren Kampf in er Tür- _ 
kei, kriminalisierte und verurteilte. 

Erst während des Prozesses stellte sich her- 
aus, dass sich die Verhaftungen und Verbo- 
te auf die gesamten Informationen eines _ 
schon seit 1992 in die Organisation einge- 
schleusten Spitzels des Landesverfassungs- _ 


schutzes stützten. Heute heißt es, dass die- 
ser Spitzel sich in die Türkei abgesetzt hätte 


und „unauffindbar“ wäre. 


abhängige Gerichte einzusetzen. Als Zeichen 
ihres Widerstandes boykottierten die Gefan- 
genen ihre DGM-Prozesse. Einige von ihnen 
wurden den Richtern zwangsvorgeführt, an- 
dere in Abwesenheit verurteilt. Beispielswei- 
se die Hamburgerin Eva Juhnke, die sich dem 
kurdischen Befreiungskampf angeschlossen 
hatte und in die Hände des türkischen Mi- 
litärs gefallen war. Sie wurde im September 
‘98 in Abwesenheit zu 15 Jahren Haft verur- 
teilt. Damit wurde ihr das Recht auf das letz- 
te Wort als Angeklagte genommen. Ihre An- 
wältin Eren Keskin legte Revision gegen die- 
ses Urteil beim Europäischen Gerichtshof 
(EuGH) in Straßburg ein. Der EuGH erklärte 
inzwischen die DGMs für rechtswidrig, trotz- 
dem setzt die türkische Regierung ihre ille- 
gale Rechtspraxis weiter fort. 

Ebenfalls Mitte bis Ende der 90er-Jahre 
entwickelte sich starker Protest gegen sexu- 
elle Gewalt im Polizeigewahrsam. Immer 
mehr Frauen trauten sich, gegen ihre Peini- 
ger auszusagen und diese anzuzeigen. Die 
Anwältinnen Eren Keskin und Jutta Her- 
manns initiierten ein Projekt gegen sexuelle 
Gewalt und unterstützen zahlreiche Frauen 
bei ihren Klagen. Inzwischen sind mehrere 
Fälle dem EuGH vorgelegt worden. Ein wich- 
tiger Punkt dabei ist die gynäkologische 
Zwangsuntersuchung, die alle Frauen nach 
ihrer Festnahme über sich ergehen lassen 
müssen. Frauen leisten erbitterten Wider- 
stand dagegen, aber mit einem enormen 
männlichen Gewaltpotential werden diese 
Untersuchungen durchgesetzt. Bei Eva Juhn- 
ke waren sechs Soldaten dazu notwendig. 

1998 sah die Türkische Republik ihrem 75. 
Gründungsjubiläum entgegen. Doch so recht 
Feiertagsstimmung wollte in den Knästen 
nicht aufkommen. Auch nicht, als von weit- 
reichender Amnestie anlässlich des Jahresta- 
ges die Rede war. Wie auch nicht anders zu 
erwarten, blieben die Gefängnisse auch nach 
Oktober ‘98 überfüllt. Ein Amnestiegesetz 
wurde in den folgenden Jahren ausgearbei- 
tet, von dem ausschließlich Massenmörder, 
Sexualtäter oder Drogenbosse profitieren 
würden. Daran wird nach Einschätzung der 
Angehörigenorganisation TAYAD deutlich, 
dass es nicht um Straferlass für die Gefange- 
nen geht, sondern um eine Amnestie für das 
korrupte Regime in Ankara. Deren Verbin- 
dung zu Mafiakreisen und Konterguerilla- 
banden ist durch den inzwischen legendär ge- 
wordenen Autounfall von Susurluk ‘96 offen 
zu Tage getreten. Das führte in der Türkei zu 
heftigen Diskussionen und Kritik an der 
Staatsführung. Mit einer Generalamnestie 
sollten nicht Gefangene rehabilitiert, sondern 
der ramponierte Ruf der Regierung wieder 
hergestellt werden. 

Allerdings zielt die Maßnahme auch dar- 
aufab, die Knäste zu entleeren, damit das ehr- 
geizige Projekt der Isolationshaft umgesetzt 
werden kann. Bei insgesamt mehr als 70.000 
Gefangenen, davon ca. 46.000 aus politi- 
schen Gründen, davon wiederum etwa 
12.000 aus linken Organisationen, fehlte 
noch die materielle Grundlage für dieses Vor- 
haben. Er 2 


In den nächsten Monaten wird der 
Kampf gegen das Isolationshaftmodell 
entschieden 


Widerstand ist in der Türkei und in Kurdistan 
untrennbar mit brutalen Polizeieinsätzen und 
Massenverhaftungen verbunden. Keine poli- 
tische Aktion, beispielsweise der Häuserkampf 
in den Gecekondus, den Stadtvierteln, in de- 
nen vorwiegend Flüchtlinge leben, kein kur- 
disches Neujahrsfest Newroz, kein Gewerk- 
schaftsprotest, keine Protestaktion der Stu- 
dentinnen, keine 8. März oder 1.Mai-Demo, 
an deren Ende nicht Dutzende von Menschen 
festgenommen werden. Manche für Stunden 
oder Tage, andere für Wochen und Monate. 
Viele verschwinden für Jahre in U-Haft, ohne 
genau zu wissen, was ihnen konkret vorge- 
worfen wird. Doch nicht nur Gewerkschafter 
oder Mitglieder linker politischer Parteien und 
Organisationen sind der Repression des türki- 
schen Staates ausgesetzt. Beliebtes Sankti- 
onsmittel der türkischen Sicherheitskräfte ist 
beispielsweise, Angehörige der Gefangenen 
festzunehmen und zu foltern. Dutzende Wis- 
senschaftlerinnen, Kulturschaffende, Schrift- 
stellerinnen, und Journalistinnen wurden ver- 
urteilt. Der Soziologe Ismail Becikci, der sich 
öffentlich mit dem Thema ‚Kurdistan‘ be- 
schäftigte, wurde für seine wissenschaftliche 
Arbeit für Jahre in den Knast gesperrt. Linke 
Anwältinnen werden verhaftet. Die türkische 
Regierung scheut nicht einmal davor zurück, 


2. Oktober, Berlin: Demonstration 


Deutschland denken heißt auch Stammheim den- 
ken! - Kein Stammheim am Bosporus 

Die Gefangenen (in der Türkei) haben ... entschlos- 
senen Widerstand (gegen die Isolationshaft) an- 
gekündigt. Lassen wir sie in ihren Kampf nicht al- 
leine! Wir wollen die Demo am 2.10.00 als Forum 
nutzen, um die Zerschlagung der Isolationsknäste 
made in Germany zu fordern. Außerdem wollen 
wir daran erinnern, dass noch immer 6 Gefangene 
aus der RAF teilweise seit mehreren Jahrzehnten 
im Knast sind. Wir fordern ihre sofortige bedin- 
gungslose Freilassung. Unsere Solidarität gilt 
auch den GenossInnen, die auf Grund von Kron- 
zeugenaussagen als angebliche RZ-Mitglieder im 
Knast sind. 

Demo, 2.10.00, 17 h, S-Bahnhof Friedrichstrasse 
Wir rufen zu einem kosmopolitischen und inter- 
nationalistischen Abschnitt auf dieser Demo auf, 
auf der wir mit Parolen und Transparenten unsere 
Solidarität mit den revolutionären Gefangenen 
und den weltweiten Befreiungskämpfen aus- 
drücken wollen! 

Die isolierten Gefangenen, Gedanken und Kämpfe 
vereinen! ® Freiheit für alle Gefangenen aus den 
weltweiten Klassen- und Befreiungskämpfen ! Iso- 
knäste, Giftgas, Waffenschrott - Deutschland hilft 
beim Massenmord! e Free Mumia - Abschaffung 
der rassistischen Todesstrafe in den USA! è Auf 
nach Prag - gegen IWF und Weltbank! Wir sind 
im Recht - wir werden siegen! 

Hinweis: 18.10.00, 18 Uhr, Kottbuser Tor: Video- 
kundgebung zu 23 Jahre Stammheim und dem 
Gefangenenwiderstand in der Türkei eine Open- 
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die Immunität von Parlamentsabgeordneten 
aufzuheben, diese anzuklagen, zu verurteilen 
und für lange Jahre einzusperren. 

Diese konkreten Hafterfahrungen, die ein 
großer Teil der kurdischen und türkischen Be- 
völkerung gemacht hat und immer wieder 
macht, erklären, warum sich so breiter Wi- 
derstand gegen die F-Typ-Gefängnisse for- 
mieren konnte. Der gesellschaftliche Konsens 
gegen das Kleinzellensystem rührt allerdings 
auch daher, dass Isolation völlig konträr zu 
der gewohnten Lebensweise in der Türkei 
steht. Dort sind immer noch Großfamilien die 
Regel. 

Der erbitterte Widerstand hat die Regierung 
unter Legitimationszwang gesetzt. Deshalb die 
Angriffe auf Burdur und Bergama, die beiden 
Gefängnisse, die mit Bulldozern zu Schutt und 
Asche zerlegt wurden, während die Gefange- 
nen sich in ihren Zellen befanden. Damit soll- 
te nach Einschätzung der Angehörigen- und 
Menschenrechtsorganisationen deutlich ge- 
macht werden, dass die Regierung nicht in der 
Lage ist, mit den politischen Gefangenen in 
den herkömmlichen Knästen ‚fertigzuwerden. 
Die Gefangenen in Burdur, die ihre Gericht- 
sprozesse wegen der Folter der Sicherheits- 
kräfte während der Transportwege boykot- 
tierten, wurden in den Erklärungen aus dem 
Justizministerium als ‚Terroristen‘ stigmati- 
siert, als ‚Staatsfeinde‘ , die mit den Übergrif- 
fen hätten ‚zur Räson‘ gebracht werden müs- 
sen. Der Bevölkerung sollte als bessere Lösung 


Air-Ton-Diashow in Berlin-Kreuzberg geben. 
gruppe mücadele Internet: http://www.frees- 
peech.org/blues/muecadele 


15. Oktober, Berlin 


Grup YORUM 

Beginn: 15h ® Ort: Festsaal in der Grenzallee 33- 
35 (Nähe U-Bhf. Grenzallee, U7) 

Programm: Grup Yorum - Grup Diren (Berliner 
Musikgruppe) - Ergün Efe (Saz-Musiker) - Video- 
filmvorführung (Film zu Iso-Knästen) 
Kartenpreis: 20,- (Vorverkauf); 25,- (Abendkasse). 
Vorverkaufsstellen: Halk Kültür Evi (VolksKultur- 
Haus), Muskauerstr. 43, HH Lunte, Weisestr.53 
(Do., Fr. ab 20h) 

Zu ihrem 15jährigen Jubiläum gastiert die be- 
kannte anatolische Musikgruppe Grup Yorum in 
Berlin. Grup Yorum entstand im Jahr 1985 als 
studentische KünstlerInnengruppe, die seitdem 
mit dem Mittel von populärer Widerstandsmusik 
gegen die gesellschaftlichen Zustände in der Tür- 
kei opponiert. Sie vereinigt dabei musikalische 
und künstlerische Fähigkeiten mit einem linken 
politischen Engagement. Auch in der BRD ist 
Grup Yorum vielen Leuten ein Begriff und wir 
hoffen, dass Angehörige des antifaschistischen, 
antiimperialistischen und autonomen Spektrums 
an der Konzertveranstaltung teilnehmen werden. 
Der inhaltliche Schwerpunkt des Konzerts richtet 
sich sowohl gegen die Einführung der neu errich- 
teten Isolationsgefängnisse nach Stammheimer 
Vorbild in der Türkei, als auch gegen die alltägli- 
che und institutionelle rassistische Eskalation in 
der BRD. 


statt solcher brutalen Angriffe die F-Typ-Ge- 
fängnisse nahegebracht werden. Ein Nebenef- 
fekt der Aktion: Nachdem die Gebäude zer- 
stört wurden, müssen sie neu errichtet wer- 
den. Und zwar als F-Typ-Gefängnisse. 

In den nächsten Monaten wird der Kampf 
gegen das Isolationshaftmodell entschieden. 
Die Regierung wird versuchen, die Massen- 
verlegung durchzusetzen und die Gefangenen 
werden ihren Protest dagegen fortsetzen. Die 
Angehörigen rechnen mit weiteren Polizeian- 
griffen auf die Knäste wie in Burdur und Ber- 
gama. 

Türkische und kurdische Organisationen ru- 
fen zur Solidarität mit den politischen Gefan- 
genen auf. Libertad! und die Verschwundene- 
norganisation ICAD fordern dazu auf, sich an 
Solidaritätsdelegationen in die Türkei zu be- 
teiligen und Protestfaxe zu verschicken. Bei- 
spielsweise an den Justizminister: Hikmet 
Sami Türk, 0090 - 312 - 417 39 54. Oder den 
Innenminister: Sadetti Tandan, 0090 - 312 - 
41723 90. Birgit Gärtner 


Informationsstelle Kurdistan (ISKU), Es ist eine Sa- 
che der gesamten Gesellschaft - über das Gefängnis- 
system in der Türkei, Hamburg 2000, 120 S., 12.- DM. 
Zu beziehen: ISKU, Hobrechtstr. 14, 12047 Berlin 
So oder So, Sonderausgabe 8/2000, Kein Stamm- 
heim am Bosporus, türkisch-deutsch. Zu beziehen 
über: Libertad!, Falkstr. 74, 60 487 Frankfurt, Fax: 
069/79 20 17 74. 

Mehdi Zana, Hölle Nr. 5, Verlag die Werkstatt, Göt- 
tingen 1997, 287 Seiten, 29.80 DM 


17. Oktober, Frankfurt 


„Kein Stammheim am Bosporus“ 
Veranstaltung mit Umit Kosan, Autor des Buches 
„Sessiz Olum"® Und Ausstellung über Isolations- 
gefängnisse in der Türkei 
20.00 Uhr, Einlass 19 Uhr © Ort: Dritte Welt Haus 
in Frankfurt-Bockenheim, Falkstr. 74 
Veranstalterin: Libertad! Frankfurt 
Ümit Kosan, ein in Deutschland im Exil lebender 
Kurde, veröffentlichte mit seinem Buch (Der laut- 
lose Tod, weiße Särge, Gehirnwäsche und Isolati- 
onshaft) eine Recherche über die Isolationshaft. 
Ds Buch arbeitet die Geschichte der Isolationshaft 
als Folterprogramm heraus. Detailliert werden die 
ersten Forschungen in den 50er-Jahren in den 
USA beschrieben und die Anwendung in den Ge- 
fängnissen in den USA, in Italien, Spanien und 
Deutschland seit Anfang der 70er-Jahre nachge- 
zeichnet. Der Autor, selbst für Jahre in der Türkei 
politischer Gefangener, nennt sowohl die Metho- 
den wie auch die gesundheitlichen Auswirkungen 
auf die Gefangenen. Kein Zweifel besteht für ihn, 
dass es sich um eine Form der Folter handelt, die 
die politische Identität und den Widerstand von 
Oppositionellen brechen soll. 
Die Veranstaltung findet am Vorabend des 18. 
Oktobers statt, ein Tag, der für Stammheim und 
die Isolationshaft in Deutschland steht. Dieser Be- 
zug ist nicht zufällig, ist doch die in Westeuropa 
praktizierte Einzel- und Isolationshaft Vorbild für 
die neuen türkischen Gefängnisse. 

In der Zeit bis zum Beginn der Veranstaltung 
kann eine Ausstellung zu den neuen Isolationsge- 
fängnissen in der Türkei angeschaut werden. 


Charles Dickens über das System der 
Einzelhaft in den USA, 1842 


Zum ersten Mal systematisch angewendet 
wurde die Isolationshaft m.W. in der ersten 
Hälfte des letzten Jahrhunderts in den USA. 
Die Quäker unterhielten Gefängnisse, in de- 
nen sie „strenge, scharfe und hoffnungslose 
Einzelhaft“ anwendeten, in der damals viel- 
leicht noch naiven, doch durch nichts beirr- 
baren Überzeugung, Gefangene durch Isola- 
tion „bessern“ zu wollen. Charles Dickens be- 
suchte auf einer Amerikareise auch ein sol- 
ches „Isolationsgefängnis“ und verfasste 1842 
in seinen „Aufzeichnungen aus Amerika“ ei- 
ne eindrucksvolle Schilderung, eine vernich- 
tende Kritik der Isolationshaft, die bis heute 
nichts von ihrer Gültigkeit verloren hat. Seit- 
her kann kein Justizminister, kein Richter, kein 
Staatsanwalt, kein Gefängnisdirektor, kein 
Aufseher, kein Arzt... - kurzum kein Täter, der 
auf irgendeine Art mitmacht bei der Durch- 
setzung und Durchführung von Isolationshaft, 
mehr behaupten, er wisse nicht, was er tut: 
Isolation zerstört, ist Folter, ist Todesstrafe auf 
Raten, die die ohnehin zerstörerischen Aus- 
wirkungen längerer Gefangenschaft um ein 
Vielfaches erhöht. 

Hier ein Auszug von Charles Dickens: 

„Ich glaube, nur wenige haben einen Be- 
griff von der Tortur und der Seelenangst, wel- 
che diese entsetzliche Strafe, wenn sie einige 
Jahre dauert, über die Duldenden verhängt; 
nach meinem Ermessen, nach dem, was ich in 
ihren Zügen geschrieben sah, und nach dem, 
was in ihrem Inneren, wie ich überzeugt bin, 
vorgehen muss, liegt in dieser Strafe eine Höl- 
le, deren ganz schreckliche Tiefe nur die Un- 
glücklichen selbst ergründen können; eine 
Qual, die kein Mensch das Recht hat seinem 
Nächsten anzutun. Diese langsame tägliche 
Peinigung des geheimnisvollen Menschen- 
hirns halte ich für unendlich schlimmer als al- 
le leibliche Folter, und weil ihre schauerlichen 
Symptome und Spuren nicht so handgreiflich 
vor unseren Sinnen liegen wie die Narben in 
der Haut, weil diese Wundmale nicht auf der 
Oberfläche liegen und nur selten einen hör- 
baren Schrei auspressen, deshalb gerade kla- 
ge ich sie um so mehr als eine heimliche Stra- 
fe an, welche das schlummernde Gefühl der 
Menschlichkeit, wenn es einmal erwacht, 
nicht dulden darf. (...) 

Es ist meine feste Überzeugung, dass diese 
Strafe, abgesehen von der Seelenangst, die sie 
hervorbringt - einer Angst, die so heftig und 
fürchterlich ist, dass keine Einbildungskraft 
sich sie denken kann -, den Geist in einen 
krankhaften Zustand versetzt und für die raue 
Berührung der Außenwelt und ihre geschäf- 
tige Tätigkeit für immer untauglich macht. Ich 
bin überzeugt, dass, wer diese Strafe ausge- 
halten hat, nicht anders als innerlich zerstört 
und moralisch krank in die Gesellschaft 
zurückkehren kann. (...) 

Mich dünkt, schon der Einwurf, dass nie et- 
was Gutes oder Heilsames aus solcher un- 
natürlicher Einsamkeit entsprungen ist und 
dass selbst ein Hund oder überhaupt jedes ver- 
ständigere Tier unter ihrem Einfluss dahin- 


Dokumente gegen die 
Isolationsfolter 


„Diese langsame täg- 
liche Peinigung des 
geheimnisvollen 
Menschenhirns halte 
ich für unendlich 
schlimmer als alle 
leibliche Folter... 


welken, verdummen und verrosten würde, 
müsste an und für sich ein völlig hinreichen- 
der Grund gegen dieses System sein.“ 


DDR-Untersuchung über Langzeitfol- 
gen der Einzelhaft im Faschismus 


Wissenschaftliche Erkenntnisse über irrever- 
sible Langzeitfolgen von Isolationshaft ver- 
danken wir einem Ärzteteam der Neurolo- 
gisch-Psychiatrischen Klinik der damaligen 
Karl-Marx-Universität Leipzig. Es führte An- 
fang der 60er-Jahre mit Hilfe der VdN-Orga- 
nisation Reihenuntersuchungen bei ehemals 
Verfolgten des Naziregimes durch, die einer 
mindestens mehrmonatigen Einzelhaft ausge- 
setzt waren. Die Faschisten verfolgten mit der 
besonderen Qual strengster Einzelhaft das er- 
klärte Ziel, politische Gegner zu zerbrechen; 
oft verhängten sie, wie aus der Literatur be- 
kannt, Einzelhaft, um ihre Gegner in den Tod 
zu treiben oder sie ohne Zeugen ermorden zu 
können. Das Ärzteteam aus Leipzig gab zu be- 
denken, dass ohnehin nur solche Personen un- 
tersucht werden konnte, die die „extrem 
schweren physischen und psychischen Bela- 
stungen überlebt haben“; die meisten seien an 
den „direkten oder indirekten Folgen dersel- 
ben verstorben“. Es führte aus: 

„Die Untersuchungshaft, die in der Regel 
mehrere Monate bis zu einem Jahr dauerte, 
verbrachten die meisten Häftlinge in Einzel- 
haft. Während dieser Zeit wurden folgende 
häufige psychische Störungen angegeben: 
Zustände nervöser Spannung, hervorgerufen, 


durch die Verhöre, durch die Ungewissheit des 
Schicksals, wechselten mit Niedergeschlagen- 
heit und vorübergehender Resignation. Man- 
che berichteten über Weinkrämpfe, Angstzu- 
stände und schreckliche Träume. (...) 

Entweder kurze Zeit nach der Entlassung 
oder einige Jahre später traten bei ihnen 
Krankheiten auf, die in der Häufigkeit denen 
entsprechen, die auf der Kopenhagener Ta- 
gung beschrieben worden sind. (...) 

In psychischer Hinsicht klagten die meisten 
der Untersuchten über Symptome, die von 
Targowla als psychische und intellektuelle 
Asthenie (Schwäche) beschrieben wurden. Der 
weitaus größte Teil klagt über Reizbarkeit, die 
meist als sehr unangenehm empfunden wird. 
Viele leiden noch heute unter quälenden Träu- 
men aus der Haftzeit sowie Erregungszustän- 
den bei Erlebnissen, die an die Haft erinnern. 
Einige berichten, dass sie gleichgültiger, ‚här- 
ter’ gegenüber alltäglichen Schwierigkeiten, 
andere wiederum, dass sie rührseliger und 
empfindsamer geworden seien und bgei den 
geringsten Anlässen in Tränen ausbrechen 
können. 

Ferner wird über verminderte Leistungs- 
fähigkeit, rasche Ermüdbarkeit, Konzentrati- 
onsschwäche, Gedächtnis- und Merkfähig- 
keitsstörungen, ... über Mangel an Kontakt zu 
anderen Menschen geklagt. Viele geben an, 
dass sie Geselligkeiten meiden und lieber für 
sich allein seien. Einige haben ein gewisses 
Misstrauen noch nicht überwunden ... Man- 
che äußerten Insuffienzgefühle. (...) 

Gegenwärtige Befunde: Auffallend war, 
dass mehr als die Hälfte der Untersuchten 
deutlich, teilweise sogar erheblich vorgealtert 
erschien. Bei einem Drittel waren Hypertensi- 
on (Hochdruck - Red.), in 20% periphere 
Durchblutungsstörungen festzustellen. 
Außerdem fanden sich häufig vasovegetative 
Labilität (Kreislaufregulationsstörungen - 
Red.), arthrotische Veränderungen an den Ex- 
tremitäten und Klopfempfindlichkeit der Wir- 
belsäule. 

An psychischen Symptomen fanden wir bei 
einem Drittel der untersuchten Personen mne- 
stische Störungen (Erinnerungsstörungen - 
Red.), Verlangsamung im Gedankenablauf, bei 
einigen emotionale Inkontinenz (Stimmungs- 
schwankungen - Red.)(...) 

Auch die sonstigen Erfahrungen sprechen 
dafür, dass eine solche Inhaftierung als ein 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu gel- 
ten hat. Es konnte hier nur in klinischer Sicht, 
d.h. in möglichst sachlicher Form ein Bericht 
über Geschehnisse gegeben werden, die ein 
solches Ausmaß an Schrecken, Grausamkeit 
und Verworfenheit einerseits, an Standhaftig- 
keit, Mut und Selbstaufopferung andererseits 
in sich schlossen, dass sie in Einzelheiten hier 
nicht wiedergegeben werden konnten. Es 
bleibt den Verfassern nur das Gedenken an die 
Opfer des Faschismus, es bleibt der Vorsatz, 
das Äußerste zu tun, dass sich dergleichen in 
ganz Deutschland und in der ganzen Welt nie- 
mals wiederholen wird.“ (Das Deutsche Ge- 
sundheitswesen, Heft 3, 1963, hier aus: Infor- 
mationsdienst Gesundheitspolitik, 21.1.88) 

(scc - wird fortgesetzt) 


7 


Kundgebung in Hamburg 


Fehriye hat ein Recht 
auf Asyl — Freiheit für 
Fehriye Erdal 


Fehriye Erdal wurde am 26. September 1999 in 
Belgien gefangengenommen. Grundlage für 
die Verhaftung war die Tatsache, dass das tür- 
kische Regime ihr vorwirft, an einem tödlichen 
Angriff auf den Oligarchen und Multimillionär 
Sabanci in der Türkei beteiligt gewesen zu sein. 
In der Türkei droht Fehriye die Todesstrafe. 
Außerdem wurde bekannt, dass es einen Mord- 
befehl von Seiten der Oligarchenfamilien Sa- 
banci gegen sie gibt. Sie befand sich aufgrund 
des Justizapparats Belgiens und der Willkür des 
Innenministeriums zu Unrecht 11 Monate in 
Haft. Die Inhaftierung stützte sich im Wesent- 
lichen auf die Beziehungen zwischen Belgien 
und der Türkei. 

Die belgische Regierung täuschte die Öffent- 
lichkeit. Mit immer neuen Bedrohungsszenari- 
en versuchte sie, Fehriye und die DHKC (Revo- 
lutionäre Volksbefreiungsfront), der sie an- 
gehört, als gemeingefährliche Terroristen dar- 
zustellen. So lancierte die belgische Regierung 
eine Meldung, nach der die DHKC versuchen 
wolle, während der Fußballeuropameister- 
schaft Anschläge zu verüben. Nur mit solchen 
Methoden war es der belgischen Regierung 
möglich, die Auslieferungsdrohung gegen Feh- 
riye aufrechtzuerhalten. Nach dem Motto „Ich 
handle auf meine Art“ ignorierte sie sogar ih- 
re eigenen Gesetze. 

Es trat ein interessantes Bild zum Vorschein: 
- Die politische Autorität lehnte Fehriyes Aus- 
lieferung an die Türkei ab, konnte diesen Be- 
schluss jedoch nicht umsetzen. 

- Der Gerichtsbeschluss fiel zugunsten von 
Fehriye aus. Auch der Hohe Flüchtlingskom- 


Pierre Carette, seit 
16 Jahren Gefange- 
ner aus den Cellules 
Communistes Com- 
battantes (Zellen der 
kämpfenden Kom- 
munisten), trat aus 
Solidarität mit Feh- 
riye Erdal ebenfalls 
in den Hungerstreik, 
den er abbrach, 
nachdem auch Feh- 
riye ihre Hunger- 
streik beendet hatte. 
Hier seine 


Hungerstreikerklärung 


Seit Freitag, den 14. Juli 2000, ist Fehriye Erdal 
im Hungerstreik. Fehriye Erdal ist eine Mili- 
tante der revolutionären türkischen Organisa- 
tion DHKP-C. Sie kämpft mit diesem Hunger- 
streik gegen die Fortsetzung ihrer Gefangen- 
schaft und gegen die Projekte des Innenmini- 
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missar bekräftige, dass der fall von Fehriye 
genügend Gründe für die Anerkennung des po- 
litischen Asyls aufweist. Aber ungeachtet des- 
sen ist Fehriye nicht freigelassen worden. 

- Nach dem Beschluss des Gerichts und der po- 
litisch Verantwortlichen, dass eine Ausliefe- 
rung ausgeschlossen sei, brachte man nun den 
Beschluss der Auslieferung in ein Drittland auf 
die Tagesordnung. Auch dieser Beschluss wur- 
de von Seiten des Oberverwaltungsgerichts 
aufgehoben. 


Fehriye besitzt eine politische Identität. 


Die belgischen Gerichte haben die politische 
Identität Fehriyes anerkannt. Auch die Mei- 
nung des Hohen Flüchtlingskommissars ging 
in diese Richtung. Warum ist Fehriye dann 
nicht freigelassen worden. Was wurde damit 
bezweckt? Das Ziel war, Fehriye unter dem 
Deckmantel einer Auslieferung in ein Drittland 
indirekt an die blutigen Hände des Faschismus 
in der Türkei auszuliefern. 

Fehriye hat seit dem 14. Juli 2000 ihren Kör- 
per eingesetzt, um diese Ungerechtigkeit und 
Gesetzlosigkeit aufzuhalten. Sie trat in den 
Hungerstreik. Fehriye ist ihrer Aufgabe nach- 
gekommen. Sie hat das Spiel, das 
man mit der Weltöffentlichkeit 
treiben wollte, aufgedeckt. Es 
begann ein Willenskampf. Feh- 
riye hat mit der aus ihrer Legiti- 
mität gezogenen Kraft diesen 
Willenskampf gewonnen, die | 
belgische Regierung musste ei- 
nen Schritt zurückmachen. Am 
16. August wurde die Gefan- 
genschaft von Fehriye in einen 
Hausarrest umgewandelt. Je- 
doch wurde ihr geheimzuhal- 
tender Wohnsitz zweimal in 24 
Stunden an die Presse weiterge- 
geben und Fehriye dadurch in 
Lebensgefahr gebracht. Gegen 
diese Haltung hat sie die Ent- 


steriums, das sie mit dem Umweg über 
die Abschiebung in ein Drittland an die 
Türkei ausliefern will, an das faschisti- 
sche Regime und seine Folterer. 

An diesem Dienstag, den 18. Juli, im 
Gefängnis von Louvain, beginne ich 
einen Hungerstreik in Solidarität mit 
Fehriye Erdal. Ich beginne diesen 
Kampf an der Seite der Genossin im 
Geiste der internationalen Solidarität 
und des proletarischen Internationalis- 
mus. Es ist außerdem für mich ein Weg, 
die Prinzipien der Plattform der Ge- 
meinschaft der kämpfenden Gefange- 
nen vom 19. Juli 1999 praktisch wer- 
den zu lassen. Dieser Plattform haben 
sich bis heute über einhundert gefan- 
gene Revolutionäre, AntifaschistInnen, Anar- 
chistInnen, KommunistInnen und Antiimpe- 
rialistInnen aus einem Dutzend Länder ange- 
schlossen, in der Absicht, eine Kampfgemein- 
schaft gegen das imperialistische Gefängnis zu 
bilden. 

Die Besetzung Belgiens durch die Nazi-Fa- 


scheidung getroffen, solange im Hungerstreik 
zu bleiben, bis ihre Sicherheit gewährleistete 
wird. 

Unsere Freundin Fehriye ist 45 Tage lang für 
Gerechtigkeit und die Sicherheit ihres Lebens 
hungrig geblieben und hat ihre Gesundheit aufs 
Spiel gesetzt. Das Resultat war die vorläufige 
Einstellung des Hungerstreiks am 28. August, 
nachdem vor allem Unterstützung von der Öf- 
fentlichkeit kam und indem die zu gewährlei- 
stende Sicherheit ernstgenommen wurde. 


Die politische Identität von Fehrive muss 
anerkannt werden. 


Die von den belgischen Gerichten akzeptierte 
politische Identität von Fehriye muss aner- 
kannt werden. Das heißt, der Beschluss, der 
Fehriyes Recht auf Asyl behindert, muss 
zurückgenommen werden. Der belgische Staat 
muss seine ungerechte Handlung revidieren 
und das Asyl von Fehriye anerkennen. 
Fehriyes Antrag auf politisches Asyl muss 
anerkannt werden 

Fehriye muss bedingungslos freigelassen 
werden! 

IKM, Komitee gegen Isolation (Hamburg) 


schisten ist noch nicht so lange her, dass wir 
uns nicht erinnerten, dass der Kampf gegen 
den Faschismus kein Verbrechen, sondern ei- 
ne Pflicht ist. Diese Pflichten erfüllen die Ge- 
nossInnen der DHKP-C heldenhaft in den Städ- 
ten, den Bergen und den Gefängnissen der Tür- 
kei. Auch ohne Revolutionär zu sein, kann 
mensch ermessen, an welchem Punkt es be- 
schämend wäre zuzulassen, dass eine Hand- 
voll Beamte im Dienste der NATO direkt oder 
indirekt Fehriye an ihre Folterer ausliefert. Feh- 
riye Erdal, die einen (vorübergehenden) Haus- 
arrest akzeptiert, muss in Belgien bleiben kön- 
nen! 

Freiheit für Fehriye Erdal! 

Der Kampf gegen den Faschismus ist kein Ver- 
brechen, sondern eine Pflicht! 

Es lebe die internationale Solidarität! 

Es lebe der proletarische Internationalismus! 


Pierre Carette, Gefangener aus den Cellules 
Communistes Combattantes, Gefängnis Lou- 
vain, 16. August 2000 

Übersetzung: S. 


Vielfältige Proteste auf der Expo 2000 


Proteste von Menschen- 
rechtsgruppen am 
türkischen Pavillon 


Anlässlich des türkischen Nationentages auf 
der Expo 2000 am 19. August protestierten 
mehrere Menschenrechtsorganisationen ge- 
gen die anhaltenden Men- 
schenrechtsverletzungen in 
der Türkei. Unter dem Mot- 
to „Menschenrechte schaf- 
fen Zukunft“ veranstaltet 
amnesty international in der 
Hannoveraner Innenstadt 
eine Menschenkette und ei- 
nen Inlineskater-Corso zum & 
türkischen Konsulat. ai- 4 
Sprecherin Barbara Loch- 
bihler forderte die Abschaf- 
fung von Folter und Todes- 
strafe, den Schutz von Men- 
schenrechtsverteidigern 
und eine Aufklärung der 
Fälle von Verschwundenen. 
ai wies daraufhin, dass nach 
wie politische Gefangene in türkischen Ge- 
fängnissen einsitzen. 

Aktivisten der in Frankfurt/Main ansässi- 
gen linken Menschenrechtsorganisation Li- 
bertad! entrollten Transparente und unter- 
brachen durch Sprechchöre die Redner auf 
der Festveranstaltung im türkischen Pavillon. 
Nach einigen Minuten gelang es der Polizei 
die Aktion zu beenden, die Aktivisten wur- 
den festgenommen. Ihre Aktion richtete sich 
gegen die Einführung des Einzelzellen- 
haftsystems in der Türkei. Hans Peter Kar- 
tenberg, der Sprecher der Gruppe, kritisierte 
die Isolationshaft als „klinische Folter“ Li- 
bertad! sieht die beschlossene Einführung der 
Einzelzellen in der Türkei in Zusammenhang 
mit der Annäherung an die EU. Besonders in 
Deutschland sei die Isolationshaft in den 
Hochsicherheitstrakten gegen die Gefange- 
nen aus der Rote Armee Fraktion eingesetzt 
worden. Nun nehme sich die Türkei dieses 
System zum Vorbild. (...) 

(PE Libertad!, gekürzt) 


„Yilmaz auf der Expo 2000 Ausstel- 
lung - Törkeitag im Schatten des 
F-Typs“ (Cumhuriyet) 


Pressespiegel der türkischen Tageszeitun- 
gen (Türkeiausgaben) vom 20.8.2000: 

Eine kleine Nachlese der gestrigen Libertad- 
Protestaktion in der heutigen Presse in der 
Türkei. 

Die schönste Schlagzeile (siehe oben) zum 
Yilmazbesuch auf der Expo macht die Cum- 
huriyet, die in ihrem Bericht im ersten Satz 
dann nochmals damit einleitet, dass der Na- 
tionale Türkei-Tag in den „Schatten“ des F- 


Typs „fiel“ und dabei auch Libertad erwähnt. 
Das es zu Beginn der Yilmaz-Rede Proteste 
gegen den „F-Typ“ gab, schreiben ebenfalls 
Sabah, 2000’de Yeni Gündem, Evrensel und 
Özgür Politika. Milliyet erwähnt die Parole 
„F-Typ= Folter“ Auch die Hürriyet berichtet 
vom Protest und zitiert (mit Bildern auf Sei- 
te 1, zumindest in ihrer Europaausgabe) die 
gerufene Parole „Freiheit für Kurdistan“. 


“Freiheit f 
S litischen Ta 


DKP/ SDA „Hannover 
; m gr 


Alle sprechen unterschiedlich ausführlich 
von einer Gruppe Protestierender, die nach 
dem Rufen von Parolen festgenommen wur- 
den. All dies erschien in den türkischen Aus- 
gaben der genannten Tageszeitungen. Es ist 
erfahrungsgemäß davon auszugehen, dass bei 
einer solchen Berichterstattung der grossen 
Blätter (Hürryiet, Milliyet, Sabah, Cumhuriy- 
et) auch die Nachrichtenkanäle Star-TV, Ka- 
nal-D und eventuell auch TRT in ihrem Nach- 
richtenblock bewegte Bilder brachten. 

Kurz und gut: Wann immer gestern von Me- 
sut Yilmaz auf der Expo die Rede war, kam 
der F-Typ nicht zu kurz. So sollte es sein und 
so war es dann auch. Somit war das Geld auch 
nicht zum Fenster hinausgeworfen, sondern 
unter diesem Aspekt öffentlichkeitswirksam 
gut angelegt. Das dpa nur von amnesty spricht 
und ansonsten die deutschen Agenturen die 
Sache unterschlugen, hat in diesem Zusam- 
menhang diesmal wirklich weniger Bedeu- 
tung. 

So-oder-So-Infodienst 


Nationentag Mexiko auf 
der EXPO „bereichert“... 


Expo-Gelände Hannover am 20. August 
2000 um 10:30 Uhr: Weit über 500 Zu- 
schauerInnen und etwa 100 geladene Gäste 
der mexikanischen Elite verfolgen auf der 
zentralen „Expo-Plaza* die Rede des mexi- 
kanischen Ministers während der Eröffnung 
des „Nationentag Mexiko“. Zuvor waren die 
deutsche und die 

mexikanische Nationalhymne von einem 
niedersächsischen Polizeiorchester gespielt 
und unter euphorischem Jubel die Flaggen der 


beiden Staaten gehisst worden. Plötzlich wird 
die Ansprache aus zwei Ecken des u-förmi- 
gen Auditoriums durch Rufe in Spanisch und 
Deutsch unterbrochen, die ein Ende des Krie- 
ges der mexikanischen Elite gegen die indi- 
gene Bevölkerung und die linke Zapatistische 
Befreiungsbewegung EZLN in Chiapas sowie 
die Abkehr von der neoliberalen und repres- 
siven Politik der Regierung fordern. Transpa- 
rente tauchen auf, die Anwesenden versuchen 
Jedoch massiv, den AktivistInnen diese zu ent- 
reißen. Nach einigen Minuten haben es die 
Sicherheitskräfte schließlich geschafft, die 
Transparente zu beschlagnahmen, und führen 
mehrere Personen ab, um sie der Polizei, die 
direkt hinter der Bühne postiert ist, zu über- 
geben. Mehrere bürgerliche „Hilfs-Sheriffs“ 
haben einen großen Teil dazu beigetragen, 
dass diese Aktion so zügig beendet werden 
konnte, trotzdem hat die anwesende interna- 
tionale Presse den Vorfall mit Interesse zur 
Kenntnis genommen. 

Mexikanischer Pavillon 19 Uhr: In derlang- 
sam ausklingenden Abendstimmung gelingt 
es sechs Frauen und Männern aus Zapatista- 
Solidaritätsgruppen, die Mauern des Pavillons 
zu erklimmen und zwei Transparente über 15 
Minuten lang der nun zügig eintreffenden Öf- 
fentlichkeit zu präsentieren. Auf Spanisch 

wird proklamiert: „Schon erscheinen die 
Winde der Veränderung... Es lebe 

die EZLN! Es lebe der Allgemeine Streikrat! 
Es lebe der weltweite Widerstand! Freiheit für 
alle politischen Gefangenen!“ Ein weiteres 
Transparent konfrontiert die vom Heile-Welt- 
Dusel eingelullten Expo-BesucherInnen mit 
der Feststellung, dass der Freihandel zwischen 
Europäischer Union und Mexiko, der seit dem 
1.7.2000 in Kraft getreten ist, „Freiheit für die 
Reichen“ und „Elend für den Rest“ bedeute- 
te. Etwa die Hälfte der PassantInnen, die nun 
eilig zu Dutzenden herbeiströmen, haben Ver- 
ständnis für diese gewaltfreie Aktion und 
nehmen gerne die Flugblätter an, auf denen 
neben dem Abzug des mexikanischen Militärs 
aus Chiapas auch die Erfüllung der EZLN-For- 
derungen nach Land, Freiheit und einer radi- 
kalen Demokratisierung verlangt werden. Die 
Sicherheitskräfte versuchen nun unter Protest 
einzelner unbeteiligter BesucherInnen, die 
DemonstrantInnen festzunehmen. Sie schaf- 
fen es jedoch lediglich, ihnen die Transpa- 
rente abzunehmen. Am Rande kommt es zu 
Diskussion darüber, ob diese Aktion legitim 
war und ob die Expo generell eine heile Welt 
darstellt, was von vielen Anwesenden bejaht 
wird. Ein patriotischer Mexikaner grölt un- 
terdessen verbissen immer wieder „Viva Me- 
xico!“ und versucht sich an Drohgebärden ge- 
genüber den sich zurückziehenden Demon- 
strantInnen. Kritische Meinungsäußerung ist 
auf der Expo nicht erwünscht und Protestie- 
rende haben offenbar mit einer Festnahme zu 
rechnen, wie es am Morgen und am Tag da- 
vor, am „Nationentag Türkei“, auch gesche- 
hen ist. Mit den beiden Aktionen an diesem 
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vor Nationalismus triefenden mexikanischen 
Jubelfeiertag wurden ohne Zweifel mehrere 
Hundert Menschen auf der Expo aufgerüttelt, 
außerdem berichtete die große mexikanische 
Tageszeitung „Reforma“ über die Proteste auf 
der ersten Seite, aber vor allem wurde den 
wohlhabend-elitären mexikanischen Patrio- 
tInnen die Laune getrübt, was die linken Ak- 
tivistInnen zum Fazit eines erfolgreichen Ta- 
ges kommen ließ. Mehr davon! 

Gruppe B.A.S.T.A. / Münster 


Kampf der Apartheid durch das 
Residenzpflichtgesetz ! 


Für das Recht auf Bewe- 
gungsfreiheit von Flücht- 
lingen in Deutschland ! 


Am 3. Oktober feiert Deutschland in Hanno- 
ver auf der Expo 2000 seine Wiedervereini- 
gung und versucht sich der Welt mit einem 
modernen Image zu präsentieren. Weltoffen, 
als Garant für Demokratie und Menschen- 
rechte im In- wie im Ausland möchte 
Deutschland gerne gesehen werden. Die in 
den Medien massiv verbreitete Absicht, die 
Aktivitäten von faschistischen Parteien und 
Neo- Nazigruppen einzudämmen, ist Teil die- 
ser Kampagne. Aber dieser Propaganda- Zir- 
kus hat nichts mit der Realität von Flüchtlin- 
gen zu tun - den wirklichen Opfern des ras- 
sistischen Terrors. Der deutsche Staat hat über 
Jahrzehnte weg die Basis für diesen Terror ge- 
schaffen, indem er uns systematisch von der 
deutschen Gesellschaft isoliert hat. Wir wer- 
den in Flüchtlingscamps in abgelegene Wäl- 
der geschafft und dort mit Hilfe diverser Ge- 
setze und Bestimmungen praktisch wegge- 
sperrt. 

Dies zeigt insbesondere die seit 1982 von 
den deutschen Behörden praktizierte sog. Re- 
sidenzpflicht, die das Grundrecht auf Bewe- 
gungsfreiheit für Flüchtlinge auf ein Mini- 
mum einschränkt. Die Residenzpflicht nimmt 
uns das Recht, den Landkreis, in dem wir ge- 
meldet sind, zu verlassen. Dieses Gesetz, das 
uns oft in einem äußerst kleinem Gebiet ein- 
sperrt, existiert in keinem anderen Land in Eu- 
ropa. 

Dieses Gesetz kriminalisiert alle Flüchtlin- 
ge und natürlich MigrantInnen insgesamt. Ir- 
gend jemand von uns kann von der Polizei 
kontrolliert werden, ob wirnun unseren Land- 
kreis verlassen haben oder nicht. Für diejeni- 
gen, die diese Polizeikontrollen sehen, ent- 
steht der Eindruck, als ob der Flüchtling et- 
was kriminelles getan hat. Auf diese Weise 
scheint dem/der normalen Deutschen der 
Haupt- Slogan der Neo- Nazis vom „krimi- 
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nellen Ausländer“ jedesmal mehr bestätigt, 
wenn er/sie eine solche Kontrolle mitbe- 
kommt. Ein Verstoß gegen die Residenzpflicht 
ist von Deutschen gar nicht begehbar, wo- 
durch Kriminalstatistiken, die „deutsche 
Straftaten“ und „ausländische Straftaten” ge- 
geneinander rechnet, automatisch gegen 
Flüchtlige gerichtet werden. 

Für Flüchtlinge ist es nahezu unmöglich, 
nicht gegen die Residenzpflicht zu verstoßen. 
Sobald wir nach Deutschland kommen, wer- 
den wir automatisch kriminalisiert. Die Resi- 
denzpflicht führt zwangsläufig zu einer ge- 
sellschaftlichen Isolierung. Dies zeigt das Bei- 
spiel von Jose Maria Jones aus Sierra Leone. 
Er lebt in einem Flüchtlingslager in Großen- 
see in Thüringen. Wann immer er einen 
Freund in Raßdorf, einem Nachbardorf, das 
nur 100 Meter weiter in einem anderen Land- 
kreis liegt, besuchen möchte oder dort an ei- 
nem politischen Treffen teilnehmen möchte, 
muss er erst einmal ins 32 km entfernte Bad 
Salzungen fahren, um dort bei der Auslän- 
derbehörde eine Erlaubnis zum Verlassen sei- 
nes Landkreises zu beantragen. Allein die 
Zugfahrt dorthin kostet ihn 35 DM, für die 
Ausstellung der Reiseerlaubnis muss er dann 
noch 15 DM zahlen. Als Asylbewerber stehen 
ihm jedoch nur 80 DM monatlich zur Verfü- 
gung. (Manchmal, wenn er mit Freunden aus 
seiner Unterkunft auf der Strasse Fußball 
spielt und der Ball über die Landkreisgrenze 
fällt, müssen sie deutsche Passanten fragen 
ob sie den Ball wiederholen, weil sie Angst 
haben, dass eine Polizeistreife vorbeikommt, 
und sie kontrolliert.) 

Polizeikontrollen kennt Jose Maria zu 
Genüge. Vor mehr als einem Jahr reiste er mit 
einer Delegation der Karawane für die Rech- 
te der Flüchtlinge und MigrantInnen durch 
mehrere Städte in Deutschland, um über die 
Situation in seinem Herkunftsland und über 
Menschenrechtsverletzungen an Flüchtlin- 
gen in Deutschland zu informieren. Dabei ge- 
riet er dreimal in Polizeikontrollen. Da er ei- 
ne entsprechende Erlaubnis zum Verlassen 
seines Landkreises nicht vorweisen konnte, 
wurde ihm kurze Zeit später ein Auswei- 
sungsbescheid zugestellt. Er sei ein Sicher- 
heitsrisiko für die freiheitlich demokratische 
Grundordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, eine Gefahr für die Innere Sicherheit, 
heißt es in dem Bescheid, wohlgemerkt nur, 
weil er von seinem Grundrecht auf Bewe- 
gungsfreiheit Gebrauch gemacht hat. 

Die Residenzpflicht verpflichtet, jeden 
Flüchtling, in seinem bzw. ihrem Landkreis zu 
bleiben. Wird man außerhalb des Landkreises 
von der Polizei kontrolliert, bekommt man 
beim ersten Mal eine Strafe von 100 DM Stra- 
fe, die man allerdings nicht zahlen kann, da 
man als Flüchtling von dem unzureichenden 
Betrag von 80 DM in der Regel 50 DM für An- 
waltskosten zahlen muss, um gegen die Ab- 
schiebung zu kämpfen. Die Hausmeister der 
Flüchtlingsunterkunft erstellen täglich An- 
wesenheitslisten, um nachzuprüfen, ob alle 
Flüchtlinge da sind oder nicht. Ist ein Flücht- 
ling für mehrere Tage nicht in der Unterkunft 
gewesen, kann er damit bestraft werden, sei- 


ne Unterkunft zu verlieren. Das Sozialamt 
wiederum bestraft, indem es die ohnehin 
schon mickrige Sozialleistung und die Le- 
bensmittelgutscheine kürzt. Oder indem es die 
betreffende Person wöchentlich auszahlt, um 
sie dazu zu zwingen, den Landkreis nicht zu 
verlassen. So haben Flüchtlinge nicht genug 
Geld, um sich zu ernähren, geschweige denn 
die Geldstrafen von 100 DM und mehr zu be- 
zahlen. Dies wiederum bedeutet, dass er bzw. 
sie dann in Haft genommen werden. In der 
Haft werden sie mit rassistischer Behandlung 
und Erniedrigung konfrontiert. Routiniert 
wird die Würde von vielen Flüchtlingen in 
solcher Haft gebrochen. Auf diese Weise wer- 
den sie auf eine sogenannte „Freiwillige Aus- 
reise“ vorbereitet. 

Die augenblicklichen Erklärungen der deut- 
schen PolitikerInnen sind für uns reiner Hohn. 
Wie können siesich öffentlich gegen den Neo- 
Naziterror aussprechen, wenn sie nahezu zwei 
Jahrzehnte die Grundlage dafür geschaffen 
haben. Sie haben uns von der deutschen Ge- 
sellschaft isoliert. Sie haben uns erniedrigt 
und terrorisiert. Die Residenzpflicht, ver- 
gleichbar mit den Passgesetzen des ehemali- 
gen Apartheidregimes in Südafrika, ist der 
ausdrückliche rechtliche Beweis dafür. Die 
Flüchtlinge der Karawane für die Rechte der 
Flüchtlinge und MigrantInnen haben sich da- 
zu entschieden, eine Kampagne des zivilen 
Ungehorsams gegen die Residenzpflicht zu 
starten. Wir werden nicht wie das Kaninchen 
vor der Schlange darauf warten, dass die Neo- 
Nazis uns weiter terrorisieren! Wir werden uns 
gegen diese ungerechte Gesetzgebung weh- 
ren, die uns daran hindert, uns zu organisie- 
ren, 

Bitte schreiben sie Protestfaxe an Bundes- 
kanzler Gerhard Schröder, in denen Sie ihn 
auffordern, für die sofortige Abschaffung der 
rassistischen Sondergesetzgebung der Resi- 
denzpflicht für Flüchtlinge zu sorgen. Bitte 
senden Sie eine Kopie an den Menschen- 
rechtsverein. 

Bundeskanzleramt in Berlin, Fax: (030) 
4000-2357 

Da Flüchtlinge kein Geld besitzen, um die 
Kampagne zu finanzieren und überhaupt an 
ihr teilnehmen zu können, sind Spenden ab- 
solut notwendig. Am dringlichsten ist die Fi- 
nanzierung von Bussen und anderen Rei- 
semöglichkeiten, ohne die viele Flüchtlinge 
nicht kommen können. 

Die Karawane für die Rechte der Flüchtlinge 
und Migrantinnen 

Bremer Koordinierungsbüro: 

Internationaler Menschenrechtsverein Bre- 
men e.V 

Wachmannstr. 81 

28209 Bremen 

Tel.: (0421) 5577093 

Fax: (0421) 5577094 
mail@humanrights.de 
http://www.humanrights.de/ 


Spendenkonto: Postbank Hamburg, Kontonr. 
99 29 207, Bankleitzahl 200 100 20 
Spenden sind dringend nötig und steuerlich 
absetzbar. 


Wir protestieren gegen die Abschiebung von | 
Alain-Georges Dongmo nach Kamerun! 


Alain-Georges Dongmo soll nach Kamerun abgeschoben 
werden, obwohl sein Asylverfahren noch nicht beendet ist. 


Jährlich werden ca. 30.000 Asylsuchende 
abgeschoben. Auch Asylbewerber aus Ka- 
merun erwartet die Ablehnung politischen 
Asyls. In dieser Situation befindet sich 
Alain-Georges Dongmo, der 1997 in 
Deutschland Asyl suchte, da ihm aufgrund 
politischer Aktivitäten in Kamerun die In- 
haftierung drohte. Er beteiligte sich vor sei- 
ner Flucht an Demonstrationen der SDF 
(Social Democratic Front), in der er auch 
Mitglied war. Der Protest richtete sich ge- 
gen den Wahlbetrug des kamerunischen 
Präsidenten, Paul Biya, und der Regie- 
rungspartei CPDM (Demokratischer Zu- 
sammenschluss des Volkes von Kamerun). 
Das Wahlrecht für alle Bürgerinnen und 
Bürger sowie der Regierungswechsel wur- 
den gefordert. 

Alain-Georges Dongmos Bekanntheit in 
den Medien und seine politische Aktivität 
erhöhen das Risiko, nach seiner Rückkehr 
in Kamerun mit Repressalien konfrontiert 
zu werden. In Kamerun werden Oppositio- 
nelle von Sicherheitsbehörden verfolgt, 
teilweise misshandelt und ohne Gerichts- 
verfahren inhaftiert. Oppositionelle Aktivi- 
sten, die ihr Recht auf Meinungsäußerung 
wahrnehmen, müssen bereits mit dieser Be- 
handlung rechnen. Zahlreiche Fälle von 
kritischen Journalisten etablierter Zeitun- 
gen, die wegen „Verleumdung“ Haftstrafen 
erhielten, sind bekannt geworden. Die Si- 
tuation in den Gefängnissen ist aufgrund 
der fehlenden Versorgung mit Lebensmit- 
teln und Medizin sowie wegen Gewaltan- 
wendung gegenüber den Häftlingen zT. le- 
bensbedrohlich. 

1999 starben mindestens 30 Häftlinge al- 
lein im New-Bell-Gefängnis in Douala. 

Abschiebung bedroht die Freiheit derPer- 
son. Viele Abgeschobene werden im Her- 
kunftsland aufgrund ihres Asylantrages in- 
haftiert oder verhört. Eine Inhaftierung ist 
oft mit Misshandlungen verbunden. Men- 
schen werden den lebensbedrohlichen Be- 
dingungen, vor denen sie geflüchtet sind, 
wieder ausgesetzt. 

Alain-Georges Dongmo setzt seine poli- 
tische Arbeit im Exil fort. Er ist aktiv bei 
„Ihe VOICE Africa Forum“, bei der Kam- 
pagne „Freiheit für die politischen Gefan- 
genen in Kamerun“, bei der „Karawane für 
die Rechte der Flüchtlinge und MigrantIn- 
nen“ und der „Human Rights Defence 
Group of Cameroon“ (Organisation zum 
Schutz der Menschenrechte in Kamerun). 

Alain-Georges Dongmos politisches En- 
gagement in Deutschland für die Freiheit 
politischer Gefangener in Kamerun stellt 
die undemokratische Vorgehensweise bloß, 
die das Regime gegen Paul Biyas politische 


Gegner anwendet. Im Hinblick 
auf den Umgang mit Oppositio- 
nellen ist Kamerun als eines der 
undemokratischsten Länder be- 
kannt. dies unter anderem we- } 
gen der Misshandlung politi- : 
scher Gefangener und Kritiker 
unter der Diktatur Biyas seit 
nunmehr mehr als 15 Jahren. 
Diese Tatsache wird auch durch 
den Bericht von Amnesty Inter- 
national und Menschenrechts- 
organisationen bestätigt. 


Keine Abschiebung von 
Alain-G. Dongmo! 


Bitte schreiben Sie unter Angabe des Ge- 
schäftszeichens 2290230-262 Protestbriefe 
an den Innenminister von Thüringen, Herrn 
Christian Köckert, und an das Verwal- 
tungsgericht in Gera, um die Abschiebung 
zu verhindern und seinen Aufenthalt in 
Deutschland zu ermöglichen. Die öffentli- 
che Unterstützung seiner politischen Akti- 


7. Oktober, Mannheim 


Solidaritätskonzert für das Leben und 
die Freiheit von Mumia Abu-Jamal ! 


Beginn: 20 Uhr, Einlass ab 19 Uhr, Ende 


1 Uhr 

Ort: CAPITOL, Waldhofstr. 

Veranstaltet von: Initiative „Solidarität. 
mit Mumia Abu-Jamal“ 

Wir hoffen, möglichst viel Überschuss: 
beim Konzert zu erzielen, der dann dem. 
Verteidigungsteam von Mumia Abu-Ja- 
mal zu gute kommen soll. Vorkasse: 25.- 
, erm.: 15.- Abendkasse: 30.-, erm.: 
20.- 


Folgende Gruppen werden spielen: 

e The Criminals, Reggae, Rock... Eigent- 
lich alles e Natty Roots Congo, R... Reg- 
gae ® Michael Koschorrek, Gitarrist der - 
„Söhne Mannheims“ e B. Köhler. C. = 
"Schmied, H. Reffert, Musikalisch -Textli- 
-che Kompositionen aus einem Brecht - 
Programm ® Blue Lane, Swing, Latin, 
“Jazzrock ... Altbekannte Stücke neu ar- 
‚rangiert e Die Wehrkraftzersetzer, Pun- 


-krock © The Pistolettes, Female Trash n. 


wer e Multi Relax Foundation, Heavy 
Psychedelia .. ‚ Raw By | 


2. Oktober, Frankfurt 


| Ellen Schernikau liest am Todestag ihres: 
Sohnes aus dem Buch „legende* = 


20. 00 Uhr, Ort: I Kran tratte, ran 


Be onstechniken entwickeln .. 
| berth, konkret I, 


vitäten im Exil ist wichtig, damit sein Asy- 
lantrag angenommen wird. 


Innenminister von Thüringen, Christian 
Köckert, Steigerstr. 24, 99096 Erfurt, Fax: 
(03 61) 643 12 22 
Verwaltungsgericht Gera, 
07545 (rera 


Hainstr. 21, 


hochschule FFm, Gleimstr., Gebäude 10 | 
Erdgeschoss 
Veranstaltet vom AStA der FH FFm 


legende von Ronald M. Schensikau. 
Ronald M. Schernikau wurde 1960 in. 
Magdeburg geboren, siedelte 1966 mit 


. der Mutter in die BRD über, wurde 1976 


Mitglied der DKP, nach dem Abi 19890 ` 
zog er nach Westberlin, trat in die N 


über, studierte erst an der FU, dann ab. 


1986 in Leipzig. Nach der Übersiedlung 


in die Hauptstadt der DDR erwarb er 


1989 die Staatsbürgerschaft. 


-Ronald M. Schernikau, Kommunist, 
- Schwuler und Schriftsteller, verstarb 


1991 an den Folgen von Aids. Im Wissen: 


: um die begrenzte Lebenszeit, die ihm zur 
| Verfügung stand, hat er in den Wochen 


vor seinem Tod fieberhaft an der F eti 
stellung seines letzten Werkes gearbeitet 


= „legende“, eine literarische Montage 
= von außergewöhnlicher Formenvielfalt 
‘und künstlerischem und politischem Wa- 
- .. gemut. Acht Jahre danach ergriff ein Ss 
kleiner Verlag erfolgreich die Initiative 
‚zur Sonic a 


i ‚Wenn es gut geht, werden. sichi in den 


nächsten Jahren um diesen Text lesee 

; - gruppen sammeln wie einst um die . on RE 
iia Ästhetik des. Widerstands von Petër: 

Weiss. Sie werden ihre i eigenen Rezni 7 


x Su Bi 
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An allen solidarischen Gruppen: 


Kampagne für 


Letzte Informationen: 


Am 7. September wurden die letzten not- 
wendigen Untersuchungen an Pedro durch- 
geführt, um die darauffolgende Behandlung 
festzusetzen. Die Ergebnisse sollen diesen 
Dienstag, 12. September bekannt gegeben 
werden. Darüber freuen wir uns natürlich, 
wir dürfen aber nicht vergessen, dass die 
Gendarmeria ( Knastpolizei) nur durch viel 
Druck in Chile und vom Ausland etwas ge- 
tan hat. Wir dürfen ebenso nicht vergessen, 
wie schon Pedro selbst sagte, dass sein ge- 
sundheitlicher Zustand ein Ergebnis der von 
der chilenischen Regierung betriebenen Po- 
litik ist, verkörpert durch die Knastpolizei, 
die auf seine und die systematische Ver- 
nichtung aller politischen Gefangenen in 
Chile abzielt. 

Das Leben von Pedro hängt deshalb noch 
davon ab, was die Knastpolizei ab diesem 
Dienstag mit den Ergebnissen macht. 

Im diesem Sinne halten wir es für not- 
wendig, unseren Druck darauf zu konzen- 
trieren, die dringliche Behandlung sofort 
nach der Bekanntmachung der Ergebnisse 
zu beginnen. Dafür haben wir einem Brief- 
tipp vorbereitet, der an die unten aufgeli- 
steten Adressen gesendet werden soll. 

Wir bitten euch alle, uns eine Kopie der 
Mails bzw. Faxe an unsere Adresse oder an 
die Odep zu schicken 
Für das Leben und die Freiheit von Pedro 
und allen politischen Gefangenen!!! 


Pedro Rosas 


Solidaritätsgruppe für die politischen Ge- 
fangenen in Chile 

FDCL Forschungs- und Dokumentationszen- 
trum Chile-Lateinamerika. 

Gneisenaustr. 2a, 10961 Berlin 

Fax: 0049-30-6926590 

Email: berlinterror@hotmail.com 

Email ODEP: odep@terra.cl 


Brief von Pedro Rosas aus dem Knast 


Grüße und Aufruf, die aktive Solidarität 
aufrecht zu erhalten 

„Liebe Freunde aus Deutschland, Argenti- 
nien, Belgien, Kanada, Chile und Chilenen 
in Frankreich, Spanien, USA, Italien, Mexi- 
ko, Schweden und andere, die ich vielleicht 
versehentlich vergessen könnte 

„An alle, die organisiert und zerstreut Wi- 
derstand leisten, die mit ihren Worten und 
Forderungen liebevoll die Barbarei und 
Gleichgültigkeit gebremst haben... 

„An meine Gefangenschaftsgenossen 
und an alle AkteurInnen unserer ununter- 
worfenen Geschichte... 

ich schicke euch eine herzliche und von 
gegenseitiger Kraft gefüllte Umarmung 

Die Kampagne, die ihr aufgrund der Dring- 
lichkeit der Behandlung meiner Krankheit 
und gegen die nachlässige und fast ver- 
schwörerische Haltung der chilenischen Re- 
gierung gestartet habt, zeigt jetzt ihre ersten 
Früchte. Die Regierung und ihre Gefängnis- 


wärter haben einige Maßnahme ergriffen. 
Sie genügen aber noch nicht. Und mit jeder 
Woche, die vorbeigeht, entfernt sich mehr 
und mehr die Möglichkeit einer für mich 
günstigen Prognose. 

Seitdem ich operiert wurde, ist schon ein 
Monat vergangen, und die Behandlung, um 
das weitere Vordringen der Krebszellen zu 
stoppen, ist noch nicht in die Wege geleitet 
worden. Dies ist uns dennoch keineswegs 
fremd, sowie „der Fehler“, den Gefangenen 
mit keinem Wort über seinen Zustand zu in- 
formieren. Die Bürokratie und das unnötige 
Verzögern von ärztlichen Behandlungen in 
der CAS ( Hochsicherheitsgefängnis) ist un- 
ser alltägliches Brot. 

Diese störende, ungerechte und beliebige 
Situation ist üblich, wenn es um die juristi- 
sche, administrative und gesundheitliche 
Behandlung politischer Gefangener in Chi- 
le geht. 

Die CAS ist ein Vernichtungszentrum, und 
das ist keine Übertreibung oder eine Parole 
ohne Argumente. Die politische Gefangen- 
schaft in Chile ist in der Tat ein physisches 
und psychologisches Todesurteil. Zu dieser 
Zeit sitzen 33 Menschen in der Geiselhaft 
der Koalitionsregierung, die ahnungslos auf 
die jeder Zeit unerwartete Durchführung ih- 
rer Strafe warten. 

Meine Situation ist also keine Ausnahme. 
Sie ist nichts anderes als ein Beweis der Ver- 
lassenheit und Verwundbarkeit, der die po- 
litischen Gefangenen unseres Landes durch 
die chilenische Regierung (Beschützer von 
Genoziden und Ausbeutern) unterworfen 
sind. Aus dieser vernichtenden Gefangen- 
schaft fordern wir das Vergessen und den 
Tod heraus. Wir rufen jeden Tag auf zur Er- 
innerung und zur Menschenwürde, zur 


 Brieftipp (deutsch): 
 Gesundheitszustand von 
Pedro Rosas 

. Dringende Behandlung 


< Sehr geehrte Herr/ Frau 

:  Wirwurden durch Angehörige und Freun- 
de von Pedro Rosas informiert, dass die letz- 
; ten notwendigen Untersuchungen gemacht 
; worden sind, um die Art der Krebserkran- 
: kung Herr Rosas bestimmen und mit den 
; dringenden Behandlungen anfangen zu 
; können. 

; Wir freuen uns darüber, dass diese ärztli- 
; chen Untersuchungen endlich durchgeführt 
; wurden. Die Nachlässigkeit der Behörden 
: und vor allem der Gendarmería (Knastpoli- 
; zei) haben bis jetzt die notwendigen Be- 
- handlungen über Wochen hinaus verzögert, 
: und das ist nichts anderes, als mit dem Le- 
: ben Pedro Rosas zu spielen. 

: Darüber hinaus fordern wir, sobald die Er- 
; gebnisse der Untersuchungen am 12. 9. be- 
; kannt gegeben werden, die notwendige und 
: dringende Behandlung sofort zu beginnen. 
; Mit freundlichen Grüssen, 

 Gruppenname und Adresse oder Stempel 


PETER LTE TETETLTTTETTTLLT LETTER 0700000100550 


0601002099989, 


Carta modelo (spanisch): 
Estado de salud de Pedro Rosas 
Necesidad de tratamiento urgente 


A quien corresponda: 

Nos hemos enterado a traves de famili- 
ares y amigos de Pedro Rosas que se le han 
realizado los últimos análisis necesarios 
para poder dictaminar el cáncer del señor 
Rosas y poder comenzar con el tratamiento 
urgentemente necesario. 

Nos alegremos que finalmente se hayan 
realizados estos exámenes. Que los trata- 
mientos correspondientes no hayan co- 
menzando hace semanas es producto de la 
negligencia de autoridades sobre todo de 
Gendarmeria. Esto no ha sido otra cosa que 
jugar con la vida de Pedro Rosas. 

En este sentido exigimos que a partir de 
la entrega de los resultados de los exáme- 
nes el martes 12 de septiembre se comience 
inmediatamente con el tratamiento ur- 
gente necesario. 

Sin mas le agradece muy atte. 


Dirección Nacional de Gendarmeria 

Rosas 1274, Stgo. 

Hugo Espinoza Grimalt 

Fax: 0056-2-6982266 

Senado 
Comisión de Derechos Humanos, Nacio- 
nalidad y Ciudadania 
President José Antonio Viera Gallo 

Fax: 0056- 32-230 531 
ddhhsen@congreso.cl 


Camara de Diputados . 
Comisión de Derechos Humanos, Nacio- 
nalidad y Ciudadania . 
Presidente Jaime Naranjo Ortiz 

Fax: 0056-32-232657 
ddhhcam@congreso.cl 

Ministerio de Justicia 

Ministro José Antonio Gomez Urrutia 

Fax: 0056-2-698 7098 

minju@reuna.cl 

Presidencia de la Republica 

Palacio de la Moneda 

Fax: 0056-2-6904020 : 
Email: ricardolagos@lagos.cl und ricar- 
dolagos@presidencia.cl 


SE ET DEE DD EEE TEE PPELTTT 


Wirklichkeit unserer gemeinsamen Träume, 
zur Teilnahme, zu sozialer und individueller 
Gerechtigkeit...Freiheit. 

Wir fordern das Recht darauf, eineZukunft 
zu haben, und wir beginnen es zu verwirk- 
lichen 

Wir fordern das Recht aufs Leben, und wir 
üben es gemeinsam mit unseren Leuten aus. 

Wir beginnen die Zukunft jeden Tag, so- 
gar mit der Ungewissheit und der Verletz- 
lichkeit , die unsere Körper in bestimmten 
Momenten durch physische Probleme auf- 
gesetzt bekommen haben. Wir besitzen nicht 
nur die bloße Erfahrung der Strafe oder des 
Schmerzes. Dies ist die nutzlose und ober- 
flächliche Erwartung derjenigen, die noch 
nicht verstanden haben, dass wir, die wir hier 
sind, nicht bei uns selbst enden 

Wir wissen, dass wir in Euch und in Eu- 
rer bewussten und aktiven Solidarität, in der 
Bewegung und dem Kampf unserer Klassen- 
und UtopiegenossInnen mitlaufen und frei 
sind, und bereit sind, erfüllt und aufrecht zu 
leben. 

Die chilenische Regierung leugnet syste- 
matisch unsere Existenz als politische Ge- 
fangene. Sie leugnen auch die Folter und 
Misshandlungen und die unmenschliche, 
gleichgültige und gemeine Behandlung, die 
wir von den Repressionsorgane erlitten ha- 
ben. Ihnen ist absolut Gleichgültig und sie 
halten es sogar für normal, dass wir für den 
gleichen Tat mit doppelten Prozesse - in 
manche Fälle mit der höchste Strafe - ohne 
uns jegliche juristische Beistand zu gewähr- 
leisten, und sogar mit Sondergesetze verur- 
teilt und bestraft werden. Dazu verweigern 
sie uns das Recht auf eine rechtzeitige ärzt- 
liche Behandlung und damit das Recht auf 
Gesundheit, das sogar in der Verfassung fest- 
gelegt ist. 

Heute haben die internationale Solidarität 
und Forderungen unsere Freunde und An- 
gehörige in Chile ein deutliches und recht- 
zeitiges Warnsignal gesetzt, um nicht nur die 
Behandlung meines Krebserkrankung zu 
fordern, sondern vor allem auch um das 
Recht auf Gesundheit und Leben für alle po- 
litische Gefangene in Chile durchzusetzen. 

Diese Forderung wird sich nur durchset- 
zen, wenn alle standhaft für unsere Freiheit, 
zusammen mit der Verstärkung des Drucks 
für mein Recht auf Gesundheit und Leben 
zu verlangen, kämpfen. Deshalb rufe ich mit 
Bescheidenheit und Ehrlichkeit auf, die Frei- 
heit alle meiner GefangenschaftgenossIn- 
nen zu fordern, und dass meine Situation 
nicht privat zu behandeln, weil sie keine 
Ausnahmefall ist, sondern das Ergebnis ei- 
nes unmenschlichen Behandlung, denen al- 
le politischen Gefangenen in Chile ständig 
unterworfen sind. 

Mit alle Kräfte der Geschichte danke ich 
euch für euren Mitkampf, Liebe und solida- 
rische Arbeit. 

Freiheit für alle politische Gefangene 
in Chile 

Herzlich, Pedro Rosas Aravena 
Cárcel de Alta Seguridad 

Santiago de Chile 


Beitrag von FIAN auf der Kundgebung in Hamburg 


Was sind die wirklichen Ursachen 
und Hintergründe für die anhaltende 
Inhaftierung Leonard Peltiers? 


Leonard ist trotz seiner 24 Jahre Inhaftie- 
rung und Folter, wie sie zum Beispiel in der 
jahrelangen Verweigerung der Behandlung 
seiner schweren und qualvollen Kieferer- 
krankung zum Ausdruck kam, nicht ge- 
brochen. Ganz im Gegenteil: Er äußert sich 
auch heute noch direkt aus dem Knast ge- 
gen den anhaltenden Völkermord an indi- 
genen Menschen und Völkern in den USA 
und weltweit. Seine solidarische Erklärung 
und sein Aufruf, die Ältesten in ihrem 
Kampf gegen die Zwangsumsiedlung am 
Big Mountain zu unterstützen, ist ein Bei- 
spiel dafür. Und dieses geschieht in einer 
Zeit, in der die US-Regierung den grausa- 
men Genozid an den Native Indians der 
letzten Jahrhunderte zur Geschichte er- 
klären möchte. Es tue der heutigen Regie- 
rung angeblich Leid. Leonard ist aber auch 
zum Symbol des heutigen nordamerikani- 


tier seinen Geburtstag zum 24. Mal hinter 
Gittern. Aus diesem Grund führte die SPG 
in Hamburg eine Kundgebung vor dem US- 
Konsulat durch. 


schen indianischen Widerstands geworden. 
Diesem Widerstand wollen sich die heuti- 
gen Machthaber sicherlich nicht beugen 
und ihm auch heute noch zeigen, wie mit 
Indianern umgegangen wird, wenn sie sich 
dieser Macht widersetzen. Der indianische 
Aktivist Eddy Hatcher z.B. soll in North Ca- 
rolina die Todesstrafe kriegen. Zwei Entla- 
stungszeugen, die seine Unschuld belegen 
können, wurden weder gehört noch bei Ge- 


richt zugelassen. 


Worum ging es auf der Pine Ridge 
Reservation?! 


Den letzten indianischen Überlebenden des 
Völkermordes der letzten Jahrhunderte 
wurde Land zugesprochen. So auch die 
Black Hills, die im Vertrag von Fort Lara- 
mie 1968 für „ewige Zeiten“ zugesprochen 
wurden. Die Regierung wusste damals 
schon, dass sich auf dem Land viele Bo- 
denschätze befinden, und gab es ausdrück- 
lich den Indianern, da sie, anstelle von 
weißen Siedlern, bei einem späteren Abbau 
leichter vertrieben werden können. Es folg- 
te der Goldrausch. Eine einmalige von der 
US-Regierung angebotene Entschädi- 
gungszahlung für die Aufgabe der Black 
Hills in Höhe von 140 Mio. $ wurde seitens 
der Lakota abgelehnt. 


Nachdem dann 1952 auch Uran entdeckt 
wurde, sollte die Reservation, wie schon 
viele andere, aufgelöst werden und die In- 
dianer in den Slums der Großstädte ver- 


13 


schwinden. Gegen diese Auflösung wehr- 
ten sich die traditionellen Ältesten und rie- 
fen die AIM zur Hilfe, sie in der bevorste- 
henden Zwangsumsiedlung notfalls auch 
mit Waffen zu verteidigen. Die von der US- 
Regierung treuhänderisch eingesetzte 
Behörde für indianische Angelegenheiten 
(BIA) hatte einen Teil der Reservation schon 
an ein transnationales Uranbergbauunter- 
nehmen gegen den dortigen Widerstand der 
Lakota verkauft. Der Abbau führte zur ra- 
dioaktiven Verseuchung der Flüsse und des 
Grundwassers. Nachdem auf der Reserva- 
tion auffällig viele Kinder tot zur Welt ge- 
kommen waren, führte Women of all Red 
Nations (WARN), eine indianische Frauen- 
organisation, in Pine Ridge eine Gesund- 
heitsstudie durch. Ergebnis: Im Testmonat 
des Jahres 1979 endeten in einem Testge- 
biet der Reservation 38% der Schwanger- 
schaften mit einer Fehl- oder Totgeburt. 
60% der lebend Geborenen waren unter- 
entwickelt oder litten an Krankheiten. Eine 
gute Freundin von Leonard und AIM-Ak- 
tivistin, Anna Mae Aquasch, die sich öf- 
fentlich gegen den Uranabbau engagierte, 
wurde nach Todesandrohungen, falls sie ih- 
re politischen Aktivitäten nicht einstellen 
würde, ermordet auf der Reservation auf- 
gefunden. Ihre beiden Hände ließ das FBI 
angeblich zur Fingerabdruckabnahme zum 
Versand nach Washington abtrennen. Das 
Abtrennen der Hände hat im Glauben der 
Indianer eine besondere Bedeutung und 
diente daher der Einschüchterung. Zwi- 
schen 1973 und 1976 wurden alleine 55 er- 
mordete AIM-Aktivisten aufgefunden, an 
der Aufklärung ihrer Ermordung hatte die 
US-Regierung allerdings kein Interesse. 

Aber der Krieg gegen die Indianer ist noch 
nicht zu Ende: Ob Gold, Uran oder Kohle, 
Rohstoffe werden weltweit fast ausschließ- 
lich auf dem Land indigener Menschen ab- 
gebaut, in den USA auf den Reservationen. 
Dieser Abbau findet selbst ohne diese sog. 
internationalen Umweltstandards statt. Er 
setzt den Genozid an indigenen Menschen 
fort. Sie selbst sprechen von Umweltrassis- 
mus. Heute findet zum Beispiel in den USA 
die größte Zwangsumsiedlung seit 1868 auf 
der Navaho-Reservation in Arizona am Big 
Mountain statt. 13.000 Navahos sind be- 
troffen und zum Teil schon in durch einen 
Unfall beim Uranabbau radioaktiv ver- 
seuchtes Land umgesiedelt worden. Auch 
hier geht's mal wieder um Abbau, den größ- 
ten Kohleabbau der USA durch den trans- 
nationalen Konzern Peabody. Über 1000 
Traditionelle widersetzen sich noch heute 
dieser Zwangsumsiedlung. Mehrere 100 
weiße UnterstützerInnen sowie der Druck 
durch eine international hergestellte Öf- 
fentlichkeit konnten erst einmal die end- 
gültige Zwangsumsiedlung erfolgreich ver- 
hindern. Unsere Solidarität ist auch hier in 
Zukunft dringend notwendig. 


Free Peltier 
— Keine Umsiedlung der Dineh 
am Big Mountain 
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Zwei Neuerscheinungen zu politischen 


Gefangenen in den USA 


Martin Ludwig Hofmann 
INDIAN WAR 


Der Fall des indianischen Bürgerrechtlers 
Leonard Peltier 


Broschur, 180 Seiten 
19,80 DM - 19,00 sFr - 145 ö5 
ISBN 3-926529-28-8 


Seit 24 Jahren kämpft Leonard Peltier, Ak- 
tivist des American Indian Movement und 
von 6 Millionen organisierten Native Ame- 
ricans in den USA und Kanada als „Gwarth- 
ee-lass“ {Der das Volk führt) geehrter Lako- 
ta, um seine Freiheit. Martin Hofmanns Buch 
beruht auf jahrelangen Studien und einem 
mehrmonatigen Forschungsaufenthalt bei 
den Lakota in South Dakota und ist die er- 
ste Veröffentlichung über den Fall in deut- 
scher Sprache. 

Leonard Peltier ist wohl der weltweit be- 
kannteste indianische Bürgerrechtsaktivist 
und Gefangene der USA. Mehr als 20 Mil- 
lionen Menschen haben Petitionen für sei- 
ne Freilassung unterschrieben. Die Interna- 
tionale Juristenkommiission setztsich für ihn 
genauso ein wie amnesty international und 
das Europäische Parlament. Nelson Mande- 
la, Rigoberta Menchu, Bischof Desmund Tu- 
tu, Harry Belafonte, Robert Redford, Marlon 
Brando und viele andere haben ihre Stim- 
men für ihn erhoben. 

Das Buch stellt einerseits Vorgeschichte, 
Prozess und Verurteilung Peltiers anschau- 
lich und mit detektivischem Spürsinn dar, 
andererseits wird der juristische Fall in sei- 
nen politisch-historischen Kontext der Krie- 
ge gegen die Indianer - „Indian wars“ - und 
die indianische Bürgerrechtsbewegung ein- 
geordnet. Nur auf diesem Hintergrund kann 
verständlich gemacht werden, warum im Pi- 
ne-Ridge-Reservat an einem heißen Junitag 
1975 eine vermeintliche Routineuntersu- 
chung durch das FBI in eine wilde Schieße- 
rei mündete. Am Ende waren zwei FBI-Be- 
amte erschossen und aus einer Gruppe von 
über 30 Verdächtigen vier Personen heraus- 
gefiltert. Zwei werden freigesprochen, einer 
gar nicht erst angeklagt und Leonard Peltier 
wird aufgrund derselben dürftigen Indizien 
im Frühjahr 1977 mit Hilfe einer vom FBI 
erpressten Falschaussage wegen Doppel- 
mordes zu einer zweifachen lebenslangen 
Haftstrafe verurteilt. Jede weitere Gericht- 
sinstanz bis hin zum Obersten Bundesgericht 
in Washington weigerte sich, den Fall neu 
zu verhandeln. So blieb nur der Weg einer 
politischen Kampagne, die den Fall weltweit 
bekannt gemacht hat. 1992 wird Peltier für 
den Friedensnobelpreis vorgeschlagen, 


1993 reicht der ehemalige US-Justizminister 
Ramsey Clark ein Gnadengesuch für Peltier 
bei Präsident Clinton ein. Das Weiße Haus 
reagierte bislang nicht darauf. In der demo- 
kratischen Partei sind aber jetzt Stimmen 
laut geworden, Peltier noch unter Clinton zu 
begnadigen. Das Buch soll als erste Darstel- 
lung des Falles in deutscher Sprache die 
Kampagne für die Freilassung Peltiers un- 
terstützen. 

Der Autor 

Martin Ludwig Hofmann wurde 1972 gebo- 
ren, studierte Soziologie, Politikwissen- 
schaft und Betriebswirtschaftslehre in Frei- 
burg und unternahm als Stipendiat For- 
schungsreisen nach Großbritannien, wo er 
über die Poll Tax und das Ende der Ära That- 
cher arbeitete, und in die USA, wo er bei den 
Lakota-Indianern eine Studie über das Ame- 
rican Indian Movement erstellte. 


Mark Thiel 
How many more years? 


Lebenslange Haft in den USA: Ruchell Cin- 
que Magee 

Biographie eines politischen Gefangenen 
Aus dem Amerikanischen von Ulf Panzer 
Erscheint Ende September, Broschur, 252 
Seiten, DM 25, ISBN 3-926529-22-9 


Anfang der 70er-Jahre ging ein Aufschrei 
um die Welt: „Freiheit für Angela Davis!“ 
Er galt einer jungen Philosophieprofesso- 
rin der University of California. Sie war an- 
geklagt, eine militante Befreiungsaktion im 
Gerichtsgebäude von Marin County unter- 
tützt zu haben. Durch eine weltweite Kam- 
pagne entging sie lebenslanger Haft oder 
gar der Hinrichtung. Ihr unbekannt geblie- 
bener Mitangeklagter sitzt noch heute im 
Gefängnis: Ruchell „Cinque“ Magee, einer 
der „historischen Gefangenen“ der Blakc 
Liberation Movement, der mit dem 1971 er- 
mordeten Black Panther George Jackson 
Ende der 60er-Jahre die schwarze Gefan- 
genenbewegung aufgebaut hat. Seit 37 
Jahren befindet er sich ununterbrochen in 
Haft und ist damit der am längsten inhaf- 
tierte politische Gefangene der USA. 

Mark A. Thiel dokumentiert vor dem Hin- 
tergrund der gesellschaftlichen Auseinan- 
dersetzungen seit den 60er-Jahren die Le- 
bensgeschichte Magees und die Gründe, die 
ihn als Jugendlichen ins Gefängnis ge- 
bracht haben. 

Thiels Buch ist eine Anklage gegen eines 
der brutalsten Gefängnissysteme der Welt. 
Es erscheint zuerst in deutscher Sprache, 
weil in den USA kein Verlag dieses brisan- 
te Thema anfassen wollte. 


Über den Buchhandel oder direkt beim Verlag zu beziehen: Atlantik Verlag, Elsflether Str. 
29, 28219 Bremen Fax 0421/382577, E-Mail: atlantik@breinlift.de 


Mumia Abu-Jamal 


Zu den Ami- 
cus Briefen 


Es ist immer außeror- 
dentlich lehrreich, Ami- 
cus-Briefe zu meinem 
Fall zu lesen. Es wird Sie 
vielleicht überraschen, zu 
erfahren, dass ich davon 
lerne, weil darin Dinge 
aufgeführt werden, die 
ich selber nicht wusste 
oder vergessen hatte. Das 
war bei jedem von ihnen. 

Wenn das schon bei mir der Fall war, stel- 
len Sie sich vor, wie diese dann erst bei Ih- 
nen wirken werden. Was diese kompetenten 
und unnachgiebigen Anwälte machten, war 
etwas wirklich Einmaliges - sie lasen die Ge- 
richtsprotokolle, offen und unvoreingenom- 
men - nehme ich an - und stellten klare ver- 
fassungsmäßige wie auch verfahrensmäßige 
Fehler fest sowie Fehlverhalten sowohl sei- 
tens der Staatsanwälte als auch der Pflicht- 
verteidiger. 

Nach fast zwei Jahrzehnten ist es das erste 
Mal, dass Anwälte (von zwei Kontinenten) 
auf die Verletzung meiner verfassungsmäßig 
garantierten Rechte durch die Gerichte hin- 
gewiesen haben - die Verweigerung meines 
Rechts auf Selbstverteidigung bzw. auf Bei- 
stand durch einen Laien, John Africa. Diese 
Schriftstücke sind mehr als nur die Ge- 
schichte eines Verfahren oder eines Falles. Sie 
sind Geschichtsunterricht in grundlegenden 
Menschenrechten, die vom Staat mit den 
Fußen getreten wurden. 

Ich lade Sie daher ein, sie zu lesen und zu 
lernen, was es heißt, einen Pflichtverteidiger 
zu haben, der einem wie ein Ankläger vor- 
kommt, und einen Richter, der in Wirklich- 
keit ein solcher ist. 

Erfahren Sie, was in den Hinterzimmern 
passierte, als ich nicht anwesend war und es 
keinen interessierte. 

Erfahren Sie, wie eine Jury in Wirklichkeit 
ausgewählt wird, wie Geschworene abge- 
setzt, ersetzt und als Obmann einer Galgen- 
Jury gestellt werden. 

Ohne Zweifel passiert dies jeden Tag in 
Amerika, aber Sie werden kaum eine besse- 
re Gelegenheit haben, Fakten wie diese zu le- 
sen. 

Wenn Sie diese Schriftstücke gelesen ha- 
ben, dann werden Sie diese wichtigen Dinge 
erfahren haben und werden wissen, dass es 
höchste Zeit ist, etwas zu tun. 

Erfahren Sie, warum ein amerikanisches 
Gericht sie für „nicht notwendig“ und „nicht 
hilfreich“ befand... 

Ona Move 
Long Live John Africa 
Mumia Abu Jamal, 8/22/00 


Die amicus briefs sind auf folgenden Web- 
seiten zu lesen: www.mumia.org 
http://mojo.calyx.net/»refuse/mumia/court. 
html (SPG) 


Amicus Curiae, Amici, 
Amicus und Briefe 


Auf deutsch bedeutet „amicus“ Freund, „ami- 
ci“ Freunde und „curiae“ Gericht. „Brief“ ist ein 
von einem Anwalt eingereichtes juristisches 
Schriftstück in einem Gerichtsverfahren. 
Black’s Legal Dictionary (juristisches Lexikon) 
definiert amicus curiae als: 

„Eine Person mit einem starkem Interesse an 
oder einer bestimmten Ansicht über die be- 
handelte Thematik kann beim Gericht einen 
Antrag stellen für die Genehmigung, einen 
Brief einzureichen - vordergründig im Namen 
eines Beteiligten, tatsächlich aber, um auf ein 
Grundprinzip hinzuweisen, das mit seinen ei- 
genen Ansichten übereinstimmt. Solche Ami- 
cus-Curiae-Briefe werden regelmäßig bei Be- 
rufungen eingereicht, wenn es um Themen 
geht, die das allgemeine öffentliche Interesse 
tangiert, z.B. Bürgerrechte“ 

Seit Anfang diesen Jahres sind 4 solcher Ami- 
cus-Briefe bei Bundesrichter William H. Yohn 
eingegangen: 1. von derBundesvereinigung für 
die Förderung farbiger Menschen (NAACP) und 
der amerikanischen Bürgerrechtsvereinigung 
(ACLU); 2. von sechs juristischen Organisatio- 
nen, u.a. dem Zentrum für Menschen- und Ver- 
fassungsrecht; 3. von einer Gruppe von 22 Mit- 
gliedern des britischen Parlaments; 4. von der 
Chicana/Chicano Studies Foundation. 

Die ‚Briefe‘ weisen auf die vielen Missstände 
in Mumias Verfahren hin: von der Verweige- 
rung seines Rechts auf Selbstverteidigung, dem 
Ausschluss einer Geschworenen und vielen an- 
deren rechtlichen Einwänden bis hin zur Be- 
deutung des Bundesgerichts bei der Nachprü- 
fung von bundesstaatlichen Verurteilungen. 

Anfang August wurde bekannt, dass Yohn es 
ablehnt, diese Briefe’ entgegenzunehmen, im 
Frühling weigerte er sich bereits, die mehr als 
10.000 Protestbriefe aus aller Welt anzuneh- 
men, in denen er aufgefordert wird, die von den 
Gerichten Pennsylvanias nicht zugelassenen 
Beweise zuzulassen. Die Philadelphia Zeitung 
Daily News zitierte Yohn, dass ihm das welt- 
weite Interesse an diesem Fall doch bekannt sei, 
jedoch diese zusätzlichen ‚Briefe’ „nicht not- 
wendig und nicht hilfsreich“ seien. Dabei hat- 
te sogar das Oberste Gericht Pennsylvanias ei- 
nen ‚Amicus-Brief’ zu genau dem gleichen The- 
ma von der NAACP und der ACLU angenom- 
men, als es die Ablehnung von Mumias Antrag 
auf ein neues Verfahren durch ein niedrigeres 
Gericht überprüfte. Die Missstände, auf die die- 
se „Briefe hinweisen, waren einige der Be- 
gründungen in Mumias Berufungsantrag und 
für die Forderung nach Zulassung der von den 
Gerichten Pennsylvanias unterdrückten Be- 
weise. 

Schreibt Richter Yohn und fordert ihn 
freundlich auf, die 4 ‚Amicus-Briefs’ zu den Ak- 
ten aufzunehmen. 


Hon. William H. Yohn, Jr. 
c/o Leonard Weinglass, Esq. 
6 West 20th Street 

Suite 10A 


New York, New York 10011 (SPG) 


Kurzmeldungen 


„TRIBUNAL 2" - Zweites Tribunal über 
Mumia Abu-Jamals Fall am 9. Dezember 
2000 in Philadelphia 


Am Samstag, 9. Dezember 2000 (19. Jahrestag 
von Mumias Verhaftung), soll in Philadelphia 
das zweite Tribunal stattfinden, mit dem Mu- 
mias Fall erneut an die Öffentlichkeit gebracht 
werden soll. Das Komitee „International Con- 
cerned Family & Friends ofMumia Abu-Jamal“ 
(ICFFMAJ) ruft zu dieser Veranstaltung auf. 
Zum Rahmenprogramm gehört ein Benefiz- 
Konzert am Freitag, 8. Dezember, und ein Tref- 
fen von Arbeitsgruppen am Sonntag, 10. De- 
zember (Internationaler Tag der Menschen- 
rechte der UNO). 

Das Tribunal soll ein ähnlicher Erfolg wer- 
den wie das erste, das „Volkstribunal für Mu- 
mia Abu-Jamal“ im Dezember 1997. Neben den 
Kräften der Kampagne in den USA werden auch 
die UnterstützerInnen in anderen Ländern da- 
zu aufgerufen, starke Präsenz in Philadelphia 
zu zeigen. (weitervermittelt von Gruppe Bre- 
men) 


Antrag auf „vorzeitige Entlassung“ 


Im Dezember wird ein weiteres ehemaliges 
Mitglied der Black Panther Party einen An- 
trag auf vorzeitige Entlassung stellen. Ro- 
maine ‚Chip’ Fitzgerald, der gegenwärtig im 
Gefängnis in Soledad, Kalifornien sitzt, 
wurde in einem nurvier Tage dauernde Ver- 
fahren vor 32 Jahren des Mordes für schul- 
dig befunden. Wie bei vielen anderen Ge- 
fangenen haben die lange Jahren in Haft 
und die strenge Haftbedingungen ihre Spu- 
ren auch bei ihm hinterlassen. Vor zwei Jah- 
ren erlitt er ein massiven Hirnschlag. Die 
nötige medizinische Behandlung hat er bis 
zum heutigen Tag immer noch nicht be- 
kommen. Gegenwärtig suchen seine Unter- 
stützer einen Neurologen, der bereit ist, 
nach Salinas zu fahren um ihn zu behan- 
deln. Kontakt: Support4Chip@aol.com. 


Uralte und neve Lügen über Mumia 


Wie vor einigen Monaten berichtet, kaufte die 
Polizeigewerkschaft Fraternal Order of Police 
(FOP) und ihre Helfer einen Domainnamen 
"www.mumia.com' 

Auf dieser Webseite findet man die uralte 
(und neue) Lügen zu Mumia Abu-Jamal. Seit- 
dem haben sie sich mehrere Domain- und e- 
Mailadressen besorgt, um Informationssu- 
chende zu täuschen. Folgende Adressen u.a. 
sind von der FOP: 

www.mumia.com; www.mumia2000.com; 
www.mumia.net; www.4lshots.com; mo- 
veorg@hotmail.com. Ä 
(SPG) 
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Sundiata Acoli seit fast 28 
Jahren im Gefängnis 


Unterstützt die Kam- 
pagne zur Freilassung 
von Sundiata Acoli ! 


Aufruf zur Freilassung Sundiata Acolis 
Seit 27 Jahren befindet sich Sundiata Acoli, ein 
ehemaliges Mitglied der New Yorker Ortsgrup- 
pe der Black Panther Party und einer der 
„Panther 21“, im Gefängnis im Bundesstaat 
New Jersey, USA, nachdem er und zwei ande- 
re ehemaligen Mitglieder der Black Panther 
Party, Assata Shakur und Zayd Malik Shakur, 
in einen Zwischenfall mit State Troopers ver- 
wickelt wurden. 

Als sie am 2. Mai 1973 auf der Autobahn 
New Jersey Turnpike fuhren, wurden Sundia- 
ta, Assata und Zayd wegen eines angeblichen 
„defekten Rücklichts“ angehalten. Nach einer 
anschließenden Schießerei starb der Polizist 
Werner Foster, Zayd, Assata und Sundiata wur- 
den angeschossen. Assata und Sundiata wur- 
den u.a. wegen Polizistenmordes angeklagt und 
zu lebenslänglicher Haft mit Bewährungsmög- 
lichkeit verurteilt. 

1994 lehnte der Bewährungsausschuss Sun- 
diatas Antrag auf Bewährung ab, obwohl es in 
den acht Jahren davor keine Disziplinarmaß- 
nahmen gegen ihn gegeben hat und alle Be- 
richte bezüglich seines Verhaltens, seiner Ar- 
beit und Fortbildung außerordentlich positiv 


Hungerstreikerklärung 


Wir - 45 Todesstrafengefangene in SCI-Gree- 
ne - befinden uns seit dem 24.August im un- 
befristeten Hungerstreik. Wir haben uns darauf 
vorbereitet, notfalls in einem Sarg hier rausge- 
tragen zu werden, außer wenn sie uns zwangs- 
ernähren, um uns am Leben zu erhalten. 

Wir sind in den Streik getreten, um öffent- 
lich auf die Bestrafungspolitik hier aufmerk- 
sam zu machen, die gegen uns angewandt wird, 
auch wenn keinerlei Anstaltsregelungen ver- 
letzt werden. Wir werden einfach in den Bun- 
ker gesteckt, auch wenn wir uns gar nichts zu 
schulden kommen lassen. Diese restriktiven 
Maßnahmen, unter denen wir zu leiden haben, 
zielen gegen Häftlinge, die gegen die Anstalts- 
regeln verstoßen. 

Wir ersuchen Euch um Eure Hilfe: Über- 
schwemmt das Büro des Gouverneurs, das Se- 
kretariatsbüro von Horn mit Telefonanrufen 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m. b. H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 


Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, email: 
gnn-hhsh@otelo-online.de Herausgeber : Angehö- 
rige und FreundInnen politischer Gefangener in der 
BRD, Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 
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waren. Eine frühestmögliche Freilassung auf 
Bewährung wurde für das Jahr 2006 festgelegt. 
Alle Tatsachen, die für eine vorzeitige Entlas- 
sung Sundiatas sprachen, wurden ignoriert. 
Stattdessen sah der Bewährungsausschuss we- 
gen seiner früheren Mitgliedschaft in der Black 
Panther Party und weil er sich selbst als poli- 
tischen Gefangenen bezeichnet den ausrei- 
chenden Verdacht gegeben, dass Sundiata nach 
seiner Freilassung weitere Straftaten begehen 
würde. In grober Verletzung seiner verfas- 
sungsmäßigen Rechte führte der Bewährungs- 
ausschuss außerdem die Tatsache an, dass sei- 
ne Familie, Freunde und Unterstützer Briefe an 
den Bewährungsausschuss geschrieben hatten, 
in denen sie Sundiatas Freilassung forderten. 
Das Protokoll von Sundiatas telefonischer Be- 
währungsanhörung und die Entscheidung des 
Bewährungsausschusses lassen den Verdacht 
aufkommen, dass der Bewährungsausschuss 
unter Verletzung Sundiatas juristischer Rechte 
bereits vorher entschieden hatte, seine Freilas- 
sung auf Bewährung abzulehnen. 

27 Jahre reichen! Es gibt überhaupt keine An- 
haltspunkte dafür, dass Sundiata - mittlerwei- 
le 63 Jahre alt -, sollte er auf Bewährung frei- 
gelassen werden, Straftaten begehen wird. Das 
Ziel einer Inhaftierung, außer in den Fällen, wo 
die barbarische Todesstrafe verhängt wird, soll- 
te die Rehabilitierung und nicht Folter und Ra- 
che sein! Sundiata hat jetzt schon mehr Zeit im 
Gefängnis verbracht als andere, die wegen ähn- 
lichen Straftaten verurteilt worden sind. Nur 
weil er ein ehemaliges Mitglied der Black 
Panther Party ist und mit einem anderen sehr 
bekannten Mitglied derBPP, Assata Shakur, die 
aus dem Gefängnis ausbrechen konnte und po- 


und Faxen, fordert, dass sie sich mit uns tref- 
fen sollen, um dieses Problem zu lösen. 

Wir fordern eine Selbstverwaltung für To- 
deszellengefangene, damit wir nicht mehr von 
der Knastleitung schikaniert und unterdrückt 
werden. Wir fordern den völlig freien Zugang 
zu unserem Eigentum und dass wir dieses in 
unseren Zellen haben können. Wir fordern ein 
Telefonat in der Woche. Wir fordern Geschirr 
für unsere Essenstabletts, damit wir nicht stän- 
dig von der Oberfläche der dreckigen, schmut- 
zigen Tabletts essen müssen. 

Wir fordern eine sofortige, ausreichende und 
effektive medizinische Versorgung. Wir for- 
dern, dass die Gespräche mit unseren Anwälten 
länger als 15 Minuten dauern. Wir fordern, un- 
seren gesamten Besitz zu haben, wenn wir Be- 
such von unseren Anwälten haben. Wir brau- 
chen auch keine Durchsuchungen, bevor wir mit 


42. 32. - Einzelpreis : 3,00 DM. Ein Halbjahresabon- 
nement kostet 27,00 DM (Förderabonnement 30,00 
DM), Buchläden, Infoläden und sonstige Weiterver- 
käufer erhalten bei Bestellung ab 3 Stück 30 % Ra- 
batt, ab 50 Stück das Heft zu 1,90 DM. Bei Bestel- 
lungen bitte Einzugsvollmacht beifügen oder Uber- 
weisung auf das folgende Verlagskonto : Hamburger 
Sparkasse, BLZ 200 505 50, Konto-Nr. 1269/122 311. 
Herstellung und Drucklegung : GNN Gesellschaft für 
Nachrichtenerfassung und Nachrichtenverbreitung, 
Verlagsgesellschaft in Schleswig-Holstein / Hamburg 


litisches Asyl in Kuba gewährt bekam, zusam- 
men verurteilt wurde, darf nicht heißen, dass 
Sundiata den Rest seines Lebens im Gefängnis 
verbringen muss. 

Daher, rufen die UnterzeichnerInnen die 
Gouverneurin Christine Whitman und den Be- 
währungsausschuß des Bundesstaates New Jer- 
sey dazu auf, Sundiata auf Bewährung sofort 
freizulassen. 

Aufruf zur Freilassung Sundiata Acoli un- 
terschreiben und an die Sundiata Acoli Free- 
dom Campaign SAParole@aol.com zurück- 
schicken. Den Aufruf kopieren und an so vie- 
le Menschen wie möglich weitergeben. Danke 
für eure Unterstützung für Sundiata Acoli im 
voraus. 

Mit freundlichen Grüßen 
Joan P. Gibbs, Esq. Florence Morgan, Esq. An- 
wälte für Sundiata Acoli 


Ja 


OH80000H6HOHELAHLOHOBHEOOUUODEUEOOOEHFOULOOHULOTOODOHOTOOEUOEULEOHHPPOEBTOHEHUELELOULHHHHOHE 


ich unterstütze den Aufruf zur Freilas- 
sung von Sundiata Acoli 
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Organisation 


Ausschneiden und zurückschicken an: 

Sundiata Acoli Freedom Campaign, c/o Joan P. Gibbs, 
655 Fulton Street, Box 123, Brooklyn, NY 11217, El- 
ectronic Mail: SAParole@aol.com 


aus den Todeszellen in SCI-Greene 


unsere Sachen rausgehen, da die Schließer die- 
se bereits vorher durchsucht haben. 

Außerdem fordern wir die Absetzung von 
Major Hussete, sowie von dem Leiter der Ein- 
heit Keith Warman; Sergeant Haywood; C.O. 1 
Melmsky; und C.O. 1 Matthews. 

Wegen dieser Typen sind wir in den Hun- 
gerstreik gegangen. 

Wir fordern dazu aufuns zu helfen durch Te- 
lefonanrufe, Briefe, Faxe und E-Mails an die 
folgenden Adressen: 

Gov. Tom Ridge, 
225 Main Capitol Bldg., 
Harrisburg, PA 17120 


Dept. of Corrections Secretary 
Martin F. Horn, P.O. Box 598, 
Camp Hill, PA 17001-0598, 
(717) 975-4860 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 238: So, 8.10.00 


